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IV. Heidelberger Kunstrechtstag

Das Recht des Theaters - Das Recht der Kunst auf Reisen

Mit freundlicher Unterstützung der Wüstenrot -Stiftung

Freitag, 01.10.2010

Das Recht des Theaters
Theater der Stadt Heidelberg, Spielstätte zwinger 3 

Zwingerstrasse 3, 69117 Heidelberg

14:30 Uhr: Anmeldung

Begrüßung:
Dr. Nicolai B. Kemle, Institut für Kunst und Recht IFKUR e.V. Heidelberg 
Prof. Dr. Thomas Dreier, M.C.J., Karlsruhe Institute of Technology (KIT)
Prof. Dr. Dr. h.c. Peter Michael Lynen, Centrum für internationales Kunstmanagement (CIAM), Köln

Leitung:
Dr. Markus Kiesel, Heidelberg, Leiter des Forums Bühnen- und Musikrecht des IFKUR. e.V.

15.00 - 15.45 Uhr: Die Regeln! - Nach den Regeln der Kunst?*
Rolf Bolwin, Geschäftsführender Direktor des Deutschen Bühnenvereins

15.45 - 16.30 Uhr: Gegen ein Urheberrecht des Bühnenregisseurs!?
Dr. Andrea G. Rascher, Rascher Consulting Zürich, Dozent für Kultur- und Kunstrecht, Zürich

Pause: 16.30 - 17.00 Uhr

17.00 - 17.45 Uhr: Was hat die Filmregie, das die Theaterregie nicht hat? Die Ausgestaltung der Rechte 
der Filmurheber und der Inszenierungsverantwortlichen im Vergleich
RA Rolf C. Hemke, MeDt., Verwaltungsleiter und Dramaturg am Theater an der Ruhr/Mülheim a.d.R.

18.00 Uhr: Gemeinsamer Umtrunk im Foyer

Der ursprünglich an dieser Stelle vorgesehene Beitrag von Nike Wagner, Leiterin des Kunstfests Weimar „Pelerinage“, mit dem Titel „Kunst 
und Geld - Wenn Kultur zum Wirtschaftsfaktor wird“ muss aufgrund einer kurzfristigen T erminkollision der Referentin leider entfallen.
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Samstag, 02.10.2010

Das Recht der Kunst auf Reisen
Ballsaal der Stadthalle Heidelberg 

Kongresszentrum Heidelberg

Leitung:
Dr. Markus Kiesel, Heidelberg, Leiter des Forums Bühnen- und Musikrecht des IFKUR. e.V.
RA Dr. Nicolai Kemle, Vorstandsmitglied des IFKUR e.V.

10.00 - 10.30 Uhr: Ein Sinfonieorchester auf Reise - (nicht nur) aus versicherungstechnischer Sicht 
Thomas Steinruck, M.A., Abteilung Kunst- und Musikinstrumentenversicherung, Mannheimer Versicherung AG

10.30 - 11.15 Uhr: Die Ausstellung als Kooperation von privater und öffentlicher Hand - Ein Modell?
RA Prof. Dr. Peter Raue, Raue Rechtsanwälte LLP, Berlin

11.15 - 11.45 Uhr: Pause

Leitung:
Prof. Dr. Thomas Dreier, M.C.J., Zentrum für angewandte Rechtswissenschaft (ZAR), Karlsruhe Institute of Tech- 
nology (KIT)

11.45 - 12.30 Uhr: Von wo nach wo (und zurück?) und zu welchen Bedingungen - Recht und die 
Kunst auf Reisen
Prof. Dr. Thomas Dreier, M.C.J., Zentrum für angewandte Rechtswissenschaft (ZAR), Karlsruhe Institute of Tech- 
nology (KIT), IFKUR-Beirat

12.30 - 13.15 Uhr: Stock photography - zur Idee globalisierter Bilder 
Prof. Dr. Wolfgang Ullrich, Hochschule für Gestaltung Karlsruhe

13.15 - 15.00 Uhr : Mittagessen

Leitung:
RA Dr. Nicolai Kemle, Vorstandsmitglied des IFKUR e.V.
Dr. Matthias Weller, Mag.rer.publ., Vorstandsmitglied des FKUR e.V.

15.00 - 15.45 Uhr: Kunstersatzprodukte im Kaufrecht
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Erik Jayme, Institut für ausländisches und internationales Privat- und Wirtschaftsrecht, Uni- 
versität Heidelberg, IFKUR-Beirat

15.45 - 16.30 Uhr: Reise und Zugang zu Kunstwerken: Die Versicherung und der Transport von 
Kunstwerken
Prof. Dr. Gustavo Scartazzini, Universität Basel

16.30 - 17.00 Uhr: Pause

17.00 - 17.45 Uhr: Rechtliche Voraussetzungen des staatlichen Leihverkehrs
Benno Widmer, Leiter Fachstelle internationaler Kulturgütertransfer des Eidgenössischen Departements des In- 
nern, Bundesamt für Kultur, Bern

17.45 - 18.30 Uhr: IFKUR-Dissertations- und Habilitationspreis 2010:
Internationaler Kulturgüterschutz und die UNESCO-Konvention von 1970 - Untersuchungen zur Umset- 
zung völkerrechtlicher Verpflichtungen in
Mag. Dr. VB LR Erika Carola Pieler, Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur, Wien 

Der IFKUR-Preis wird gefördert durch die Kanzlei Dr. Kemle & Leis, Heidelberg

Ab 18.30 Uhr: Abschlussumtrunk
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Die Regeln! - Nach den Regeln der Kunst?

Rolf Bolwin
Geschäftsführender Direktor des Deutschen Bühnenvereins

Rolf Bolwin wurde am 5. Juli 1950 in Gelsenkirchen geboren. Nach dem Abitur studierte er in Bonn Jura, Politische 
Wissenschaft sowie Wirtschafts- und Sozialgeschichte. 1979 ließ er sich zunächst als Rechtsanwalt in Bonn 
nieder. Da seine persönlichen Interessen stets den Medien und der Kunst galten, wechselte er 1982 als juristischer 
Referent zum Deutschlandfunk in Köln. Dort arbeitete er 10 Jahre, zuletzt als Leiter der Rechtsabteilung. 1992 
wurde er Geschäftsführender Direktor des Deutschen Bühnenvereins, dem weit über 200 Theater sowie fast 100 
Sinfonie- und Opernorchester angehören. In dieser Funktion kümmert er sich um die politischen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen der Theater und Orchester. Hier geht es ihm darum, die Freiheit künstlerischen Schaffens zu 
bewahren sowie die gesellschaftspolitische Bedeutung städtischer Kultureinrichtungen deutlich zu machen.

Im Rahmen seiner Aufgaben ist Rolf Bolwin Mitglied folgender Gremien:

- Vorsitz des Beirates der Künstlersozialkasse
- Mitglied des Kammerrates der Bayerischen Versorgungskammer
- Mitglied des Ausschusses für Sozialpolitik in der Europäischen Union und des Bildungsausschusses 

der Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände
- Mitglied des Executive Committees der Performing Arts Employers Associations League Europe 

(PEARLE*), dem Dachverband der europäischen Arbeitgeberverbände für Theater und Orchester 
(Vorsitzender von 2002-2005)

Er ist außerdem als Dozent im theaterwissenschaftlichen Institut der Ludwig-Maximilians-Universität München 
(Weiterbildung Theater- und Musikmanagement) und an der Universität Zürich (Executive Master in Arts Adminis- 
triation) tätig. Darüber hinaus ist Rolf Bolwin Herausgeber des im Decker Verlag erschienenen Kommentars zum 
Bühnen- und Tarifrecht.

Notizen
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Gegen ein Urheberrecht des Bühnenregisseurs!?
Dr. Andrea G. Rascher

Rascher Consulting Zürich, 
Dozent für Kultur- und Kunstrecht, Zürich

Der Regisseur hat im Vergleich zum Autor oder zum Schauspieler mit einigen tausend Jahren Verspätung als letz- 
ter das Licht der Bühne erblickt. Seine Rolle hat aber in kürzester Zeit eine enorme Aufwertung erfahren, und die 
Kunst der Inszenierung hat in ihrem kurzen Dasein eine tiefgreifende Evolution durchgemacht.

Seit Aristoteles beschäftigt das Verhältnis von geschriebenem Drama und Aufführung die Theoretiker des Thea- 
ters. In der heutigen Zeit hat die Analytische Theaterwissenschaft mit der Semiotik des Theaters, einem der jüngs- 
ten Gebiete der Theaterwissenschaft, einen gangbaren Weg gezeigt, um diese Frage anzugehen.

Ist die Kunst der Inszenierung eine nachschöpferische oder eine bloss wiedergebende Kunst?

Notizen
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Was hat die Filmregie, das die Theaterregie nicht hat?
Die Ausgestaltung der Rechte der Filmurheber und der Inszenierungsverantwortlichen

im Vergleich

RA Rolf C. Hemke, MeDt.,
Verwaltungsleiter und Dramaturg am Theater an der Ruhr/Mülheim a.d.R.

„Im Regelfall sucht der Zuschauer das Theater ja gerade auf und belässt es nicht bei der bloßen Textlektüre, um 
sich der interpretatorischen Phantasie und Inszenierungskunst des Regisseurs und der sonstigen Beteiligten zu 
öffnen. [...] Das heute in Deutschland übliche Regietheater [ist] in aller Regel durch einen starken interpretator- 
ischen Zugriff auf die Theatervorlage gekennzeichnet [.]. Aufführungen, die sich eins zu eins an die Stückvorlage 
halten, sind in Deutschland die Ausnahme. Bei Theaterstücken, wie sie auf deutschen Bühnen gespielt werden, 
sind insoweit Abweichungen üblich. [.] Wer angesichts der heute üblichen Theaterinszenierungen eine ausnahm- 
sweise vorlagengetreue Inszenierung besuchen will, muss durch Erkundigungen im Vorfeld eigens sicherstellen, 
dass es sich um einen solchen Ausnahmefall handelt“. Dieser klare Befund stammt aus einem neueren Urteil des 
Amtsgerichts Hamburg (AG Hamburg, AfP 2008, S. 650, 651 f.) bezüglich eines Streites um die Rückerstattung 
des Eintrittspreises für eine vermeintlich misslungene Theaterinszenierung. In hanseatischer Nüchternheit stellt das 
Urteil fest, was der Fall ist.

Notizen
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Ein Sinfonieorchester auf Reise - (nicht nur) aus versicherungstechnischer Sicht

Thomas Steinruck, M.A.,
Abteilung Kunst- und Musikinstrumentenversicherung, Mannheimer Versicherung AG

Es liegt im Wesen von Musikinstrumenten begründet, dass diese zum Erzeugen verschiedener Klänge gespielt 
werden, von konzertierenden Künstlern als Solisten oder in Orchestern ebenso wie von Laien, sei es im 
Konzertsaal oder im Musiktheater, in der Musik- oder Musikhochschule, in der Kirche oder im Freien. Es liegt in der 
Natur der meisten Musikinstrumente, dass sie aufgrund ihrer Größe und ihres Gewichtes transportiert und vom 
Spieler für den Einsatz bei Konzerten, Festivals und Festspielen, zu Proben oder „Muggen“ mitgeführt werden. 
Viele hochwertige Instrumente sind so täglich unterwegs. Es ist gerade das Bespielen und Gebrauchen, das Mu- 
sikinstrumente von „Kunstwerken“ unterscheidet, doch sind viele historische Instrumente auch „Artefakte“ und 
meist von einem Wert, der es mit dem von Kunstwerken aufnehmen kann.

Schon lange sind internationale Spitzenorchester nicht mehr nur ausschließlich an Ihren Heimatstandorten, son- 
dern bei Konzerten weltweit zu hören. Für die teilweise mehrwöchigen Konzerttourneen in alle Welt bedarf es einer 
detailliert geplanten Logistik. Während dieser Zeit sind die, teils äußerst wertvollen, Musikinstrumente verschiede- 
nen Gefahren ausgesetzt, so z.B. Beschädigung während der Transporte, Diebstahl der Instrumente in den unter- 
schiedlichen Konzertsälen oder Hotels, Raub und Ähnlichem. Aber auch Veränderungen der Umgebung wie z.B. 
Luftfeuchtigkeit oder Temperaturschwankungen können für die verschiedenen Instrumente und die für sie verwen- 
deten Materialien problematisch sein und müssen besonders kontrolliert werden. Am Beispiel eines großen deut- 
schen Spitzenorchesters soll exemplarisch eine solche Tournee unter Berück-sichtigung versicherungstechnischer 
Aspekte nachgezeichnet werden.

Aber ein aktuelles Beispiel zeigt auch, welche Unwägsamkeiten eine teure Violine beim Zoll treffen können, wenn 
die richtigen Papiere nicht vorliegen.

Welchen Schutz kann hierbei eine Musikinstrumentenversicherung bieten? Welche Instrumente benötigen welchen 
Schutz? Welchen Wert der einzelnen Instrumente legt man einer solchen Versicherung zugrunde und wie ermittelt 
man diesen Wert bei Musikinstrumenten überhaupt? Welche Sicherheitsbestimmungen und Obliegenheiten müs- 
sen die Besitzer der Instrumente beachten?

Mit SINFONIMA® hat sich die Mannheimer Versicherung seit 1900 zum führenden Instrumentenversicherer 
Deutschlands entwickelt: Ca. 150 Orchester und über 200 Musikschulen vertrauen dem Schutz dieser Marke. Ins- 
gesamt hat die Mannheimer Instrumente im Wert von mehreren 100 Millionen Euro versichert und ist im Einzelmu- 
sikermarkt sogar einer der größten Versicherungspartner Europas mit enormem Erfahrungsschatz. Die Tätigkeit 
der SINFONIMA®-Stiftung zeigt durch die jährliche Verleihung von historischen Streichinstrumenten auch das för- 
dernde Engagement der Mannheimer für Musik und Musiker in Deutschland.

Thomas Steinruck M.A., geboren 1977 in Schaffhausen / CH; Studium der Europäischen Kunstgeschichte, Musik- 
wissenschaften und Öffentlichen Rechts in Heidelberg; seit 2007 Promotion über „good business is the best art. 
Zeitgenössische Unternehmer-Künstler und ihre Vermarktungsstrategien“; nach Tätigkeiten im Museumsmarketing 
und Kunsthandel seit 2009 Underwriter ARTIMA® / SINFONIMA®, Abteilung Kunst- und Musikinstrumenten-versi- 
cherung bei der Mannheimer Versicherung AG.

Notizen
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Notizen

Die Ausstellung als Kooperation von privater und öffentlicher Hand - Ein Modell?

RA Prof. Dr. Peter Raue 
Raue Rechtsanwälte LLP, Berlin
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Von wo nach wo (und zurück?) und zu welchen Bedingungen - Recht und die
Kunst auf Reisen

Prof. Dr. Thomas Dreier, M.C.J.,
Zentrum für angewandte Rechtswissenschaft (ZAR) 

Karlsruhe Institute of Technology (KIT) 
IFKUR-Beirat

„Kunst auf Reisen” - dabei kommen zunächst die physischen Risiken in den Sinn, denen Kunstobjekte ausgesetzt 
sind, wenn sie auf Reisen gehen. Es geht um sichere Verpackung und sicheren Transport, um ordnungsgemäße 
Hängung und Gewährleistung der Sicherheit der Integrität des Kunstwerkes am Gastort, um Rückgabe und nicht 
zuletzt sichere Rückkehr. Rechtlich angesprochen sind damit insbesondere das Transport-, das Haftungs- und das 
Versicherungsrecht. Doch „Kunst auf Reisen” bedeutet mehr. Es setzt voraus, dass Kunst überhaupt einen Ort hat, 
von dem aus sie sich an einen anderen Ort - und gegebenenfalls zurück - bewegen kann. Damit aber sind Fragen 
des ursprünglich intendierten Gebrauchszusammenhangs ebenso angesprochen wie Fragen der nationalen Veror- 
tung von Kunst. So betrachtet erscheint das Museum in den meisten Fällen jedenfalls nicht mehr als der originäre 
Ausgangspunkt von „Kunst auf Reisen”. Im Zuge des globalen Zusammenwachsens der Kulturen bedarf überdies 
der Kunstbegriff der Rückversicherung. Das führt zu der Frage was passiert, wenn Kunstwerke global reisen und 
wenn auf Kunstwerke global virtuell zugegriffen werden kann. Damit aber sind unter dem Thema „Kunst auf Reis- 
en” weit mehr Rechtsmaterien angesprochen als lediglich das Transport-, das Haftungs- und das Versicherungs- 
recht. Mit dem Kulturgüterschutz, den Restitutions- und Rückführungsgesetzen sowie dem urheberrechtlichen 
Schutz etwa gegen die Zerstörung des Ortsbezugs, um nur einige zu nennen, kommt vielmehr eine Vielzahl weiter- 
er Rechtsmaterien in den Blick. Der Vortrag gibt hier einen ersten Überblick.

Prof. Dr. Thomas Dreier, geb. 1957, ist seit 1999 Leiter des Instituts für Informationsrecht und des Zentrums für 
angewandte Rechtswissenschaft am Karlsruher Institut für Technologie (KIT). Der Schwerpunkt seiner Tätigkeit 
liegt im Bereich des Urheber- und des Kunstrechts. - Buchveröffentlichungen: Dreier/Hugenholtz (Hrsg.), Concise 
European Copyright Law, 2006; Dreier/Schulze, Urheberrecht, 3. Aufl., München 2008; Weller/Kemle/Dreier/Lynen 
(Hrsg.), Kunst im Markt - Kunst im Recht, 2010; Dreier/Spiecker gen. Döhmann, Die systematische Aufnahme des 
Straßenbildes - Zur rechtlichen Zulässigkeit von Online-Diensten wie 'Google Street View’, 2010.

Notizen
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Stock photography - zur Idee globalisierter Bilder

Prof. Dr. Wolfgang Ullrich 
Hochschule für Gestaltung Karlsruhe

'Stock photos' verfügen über eine Reihe spezifischer Eigenschaften, die ihnen eine globale Verbreitung erst ermög- 
lichen. So sollten sie nichts zeigen, was genau datierbar ist und eventuell nur eine kurze Halbwertszeit besitzt. 
Saisonale Modeaccessoires oder markante Frisuren sind also nicht erwünscht; das Design eines Handys sollte am 
besten nicht genau erkennbar sein. Des weiteren ist darauf zu achten, daß keine Tabus der Kulturen verletzt wer- 
den, in denen es die größten Märkte gibt (USA, Europa, Ostasien): Nackte Haut an 'falschen' Stellen oder Gesten, 
die als 'politically incorrect' eingeschätzt werden könnten, sind von vornherein eliminiert. Zur globalen Absetzbarkeit 
trägt es aber auch bei, wenn die Fotos möglichst kulturell neutral oder plural gestaltet sind. Daher sind Gesichter 
nicht selten abgeschnitten, nur von hinten zu sehen oder überbelichtet und unscharf fotografiert, ist so doch die 
Person hinsichtlich ihrer ethnischen Zugehörigkeit nicht identifizierbar. Tauchen mehrere Menschen auf einem Foto 
auf, werden dagegen häufig Statisten verschiedener Ethnien eingesetzt, was vor allem für den US-Markt wichtig 
ist.

Prof. Dr. Wolfgang Ullrich, geb. 1967, unterrichtet seit 2006 Kunstwissenschaft und Medientheorie an der Staat- 
lichen Hochschule für Gestaltung in Karlsruhe. Er beschäftigt sich mit Geschichte und Kritik des Kunstbegriffs, zeit- 
genössischen Bildwelten, kunstsoziologischen Fragen und Konsumtheorie. - Letzte Buchveröffentlichungen: 
Habenwollen. Wie funktioniert die Konsumkultur?, Frankfurt/Main 2006; Gesucht: Kunst! Phantombild eines Jokers, 
Berlin 2007; Raffinierte Kunst. Übung vor Reproduktionen, Berlin 2009; Wohlstandsphänomene. Eine Beispiel- 
sammlung, Hamburg 2010.

Notizen
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Notizen

Kunstersatzprodukte im Kaufrecht 

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Erik Jayme,
Institut für ausländisches und internationales Privat- und Wirtschaftsrecht, Universität Heidelberg

IFKUR-Beirat
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Reise und Zugang zu Kunstwerken 
Die Versicherung und der Transport von Kunstwerken

Prof. Dr. Gustavo Scartazzini 
Universität Basel

I. Einleitung

II. Versicherungsbedarf Sachversicherung

III. Gesetzgebung und Allgemeine Versicherungsbedingungen (AVB)

IV. Versicherungsverhältnisse

V. Inhalte des Versicherungsvertrags und Versicherungsdeckung

1. Versicherungs- und Ersatzwert

a) Vereinbarter Wert

b) Deklarierter Wert

2. Deckungsumfang der Kunstversicherung

a) All-Risk-Kunstversicherung und Ausschlüsse

b) Versicherung der Standortrisiken

c) Versicherung der mobilen und temporären Risiken

d) Transportversicherung - All-Risk-Nail-to-Nail-Versicherung

3. Versicherungsprämien

VI. Die verschiedenen Phasen vor und während der Vertragsdauer

1. Informationspflicht - Konservatorische Massnahmen

2. Obliegenheiten im Schadenfall - Schadenfeststellung - Rückgriff

VII. Abschliessende Bemerkungen: Charakteristische Probleme und Schwerpunkte bei der Versiche- 
rung und beim Transport von Kunstobjekten
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Rechtliche Voraussetzungen des staatlichen Leihverkehrs

Benno Widmer
Leiter Fachstelle internationaler Kulturgütertransfer des Eidgenössischen Departements des Innern,

Bundesamt für Kultur, Bern
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IFKUR-Dissertations- und Habilitationspreis 2010:
Internationaler Kulturgüterschutz und die UNESCO-Konvention von 1970 

Untersuchungen zur Umsetzung völkerrechtlicher Verpflichtungen in Österreich

Mag. Dr. VB LR Erika Carola Pieler 
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur, Wien

Notizen
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Tagungsbericht zum Jahreskongress der Deutsch-Mexikanischen Juristenvereinigung e.V.
am 14. September 2010 in Berlin.

Robert Kugler*

1. Am 14. September fand im Ibero-Amerikanischen In- 
stitut der Stiftung Preußischer Kulturbesitz zu Berlin der 
Jahreskongress der Deutsch-Mexikanischen Juristen- 
vereinigung e.V. statt, der dieses Jahr ganz im Zeichen 
des zweihundertjährigen Jubiläums des Beginns der 
mexikanischen Unabhängigkeitsbewegung stand. Wie 
bereits in vorangegangen Jahren umfasste die Referen- 
tenliste nicht nur Juristen, sondern auch Vortragende 
aus anderen Disziplinen, in diesem Falle der Politik- 
und Verwaltungswissenschaften sowie der Geschichts- 
wissenschaften.

In dem zu Beginn der Tagung durch den Gesandten 
Dr. Miguel Ängel Padilla Acosta verlesenen Grußwort 
des Botschafters von Mexiko in Deutschland, S.E. 
Herrn Francisco Gonzalez D^az, wurden die die engen 
Beziehungen beider Staaten gewürdigt. Insbesondere 
wurde die Bedeutung der Tagung aufgrund der aktuel- 
len Ereignisse, wie der zeitgleich in Berlin stattfinden- 
den großen archäologischen Ausstellung „Teotihuacan 
- Mexikos geheimnisvolle Pyramidenstadt“, in der zahl- 
reiche Leihgaben aus staatlichen mexikanischen Muse- 
en in Deutschland zur Schau gestellt werden sowie den 
jüngst in der Presse bekannt gewordenen spektakulä- 
ren Fällen vom Handel mit präkolumbischen Artefakten 
in Deutschland hervorgehoben. Gerade dieser enge 
zeitliche Zusammenhang mit einem der Höhepunkte 
des diesjährigen deutsch-mexikanischen Kulturaus- 
tauschs sowie die Möglichkeit einen aktuellen Brenn- 
punkt des Kulturgüterschutzrechts in Bezug auf beide 
Länder im Kreise von Experten erörtern zu können, 
stelle einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung und Fes- 
tigung des juristischen Austauschs zwischen beiden 
Ländern dar.

Sodann begrüßten der Präsident der Deutsch-Mexikani- 
schen Juristenvereinigung Herr Professor Dr. Karl Au- 
gust Prinz von Sachsen-Gessaphe sowie die Direktorin 
des gastgebenden Ibero-Amerikanischen Instituts, Frau 
Dr. Barbara Göbel, die zahlreich erschienenen Teilneh- 
mer aus Lehre, Verwaltung, Anwaltschaft und Kulturein- 
richtungen.

2. Den juristischen Teil der Tagung eröffnete Dr. Matthi- 
as Weller, Mag. rer. publ., Wissenschaftlicher Mitarbei- 
ter am Institut für ausländisches und internationales Pri- 
vat- und Wirtschaftsrecht der Ruprecht-Karls-Universität 
Heidelberg mit einem Vortrag zum Thema „Kulturgut- 
Leihgaben ausländischer Staaten im Inland“. Dr. 
Weller stellte in seinem Vortrag die Schutzmöglichkei- 
ten für ausländische Kulturgüter gegen aus dem In- und 
Ausland betriebene Zwangsvollstreckungsmaßnahmen 
dar, die sich vorübergehend in der Bundesrepublik

Deutschland anlässlich des kulturellen Austauschs, z.B. 
als Leihgaben im Rahmen von internationalen Ausstel- 
lungen befinden. Ausgehend von der in § 20 des Geset- 
zes zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwan- 
derung - KultgSchG normierten Möglichkeit für die zu- 
ständigen deutschen Behörden, dem verleihenden 
Staat, eine rechtsverbindliche Rückgabezusage zu er- 
teilen, die für den Zeitraum bis zur erfolgten Rückgabe 
bewirken soll, dass dem Rückgabeanspruch des Verlei- 
hers keine Rechte Dritter am Kulturgut entgegengehal- 
ten werden können sowie den Ausschluss des Rechts- 
wegs auf Herausgabe, Arrest, Pfändung und Beschlag- 
nahme bewirkt, wird auf deren Lückenhaftigkeit hinge- 
wiesen, um dann mit einem Blick in ausländische 
Rechtsnormen, auf die gültigen Grundsätze des Völker- 
gewohnheitsrechts einzugehen. Es wurden ebenso Ent- 
wicklungen in der jüngsten Rechtsprechung deutscher 
Obergerichte anlässlich relevanter Fällen dargestellt 
und im Rahmen einer Zusammenfassung der derzeiti- 
gen Rechtslage in Deutschland auch auf bestehenden 
Lücken und Widersprüche innerhalb der Praxis zum 
Schutz ausländischer Kulturgutleihgaben in Deutsch- 
land verwiesen.

In der anschließenden Diskussion zum Vortrag wurde 
insbesondere auf die Bedeutung von § 20 KultgSchG 
und den sich daraus ergebenden Konsequenzen für die 
Beschreitung des Rechtsweges eingegangen. Vertieft 
wurde die Frage erörtert, ob der Ausschluss des 
Rechtsweges sich auch auf den Verwaltungsrechtsweg 
beziehe, mittels dem sich ein Betroffener gegen eine 
möglicherweise zu Unrecht erteilte rechtsverbindliche 
Rückgabezusage zu wehren versucht. Hierbei wurde 
klargestellt, dass sich der Rechtswegausschluss nicht 
auf den Verwaltungsrechtsweg gegen die Maßnahme 
der zuständigen Behörde selbst richten kann. Der voll- 
ständige Text des Vortrages wird im Anschluss an die- 
sen Tagungsbericht in der vorliegenden Ausgabe des 
Kunstrechtsspiegels abgedruckt.

3. Den zweiten Vortrag zum Themenkomplex des Kul- 
turgütergüterschutzes hielt Rechtsanwalt Ro- 
bert A. Kugler, Frankfurt am Main. Unter dem Thema 
„Die Praxis des Kulturgüterrückgabegesetzes“ wur- 
de zunächst kursorisch das UNESCO-Übereinkommen 
über Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der 
rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von 
Kulturgut vom 14. November 1970 dargestellt, um dann 
auf dessen deutsche Umsetzung im Rahmen des Kul- 
turgüterrückgabegesetzes - KultGüRückG einzugehen. 
Hierbei wurden die zentralen Sachentscheidungsvor- 
aussetzungen dargestellt, die einen Rechtsanspruch 
auf Rückgabe illegal nach Deutschland verbrachten 
Kulturguts begründen. Ferner wurde auf die vom deut-

RA Robert A. Kugler, Höly Rauch & Partner, Frankfurt/M.
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schen Gesetzgeber über den Inhalt des UNESCO- 
Übereinkommens hinausgehende Erstreckung der 
deutschen Umsetzung auch auf nach Deutschland ver- 
brachte Kulturgüter, die aus illegalen Raubgrabungen 
stammen und somit regelmäßig erst mit deren Auftau- 
chen im Inland bekannt werden eingegangen.

Für diese besondere Variante des Rückgabeanspruchs 
wurde sodann ein Sachverhalt geschildert, der wieder- 
holt in den vergangenen beiden Jahren in der nationa- 
len Presse kolportiert wurde. Dieser Fall der Verbrin- 
gung von Kulturgütern nach Deutschland gab zahlrei- 
chen der betroffenen Staaten Anlass, das im Rahmen 
des Kulturgüterrückgabegesetzes vorgesehene Instru- 
mentarium zur Erlangung der Rückgabe des Kulturguts 
in Anspruch zu nehmen. Als Folge kam es zu einer Rei- 
he von Entscheidungen der bayerischen Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit im Wege des einstweiligen Rechtsschut- 
zes, unter anderem dem näher analysierten Beschluss 
des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs vom 16. Juli 
2010 zu Az. 7 CE 10.1097. Zentrale Voraussetzung für 
das Vorliegen eines Rückgabeanspruchs im konkreten 
Fall stellt für das Gericht dabei das Merkmal der „öffent- 
lichen Zugänglichkeit ohne unzumutbare Hindernisse“ 
des nationalen Verzeichnisses des Antrag stellenden 
Staates im Bundesgebiet gemäß § 6 Abs.2 Satz3 Kult- 
GüRückG dar. Das Hauptaugenmerk der rechtlichen 
Auseinandersetzung im vorliegenden Fall lag auf der 
generellen Frage der Interpretationsbedürftigkeit der zu- 
vor genannten Sachentscheidungsvoraussetzung sowie 
dem sich aus der gesetzlichen Formulierung „ohne un- 
zumutbare Hindernisse“ ergebenden Auslegungsspiel- 
raum. Da es sich für die Konstellation eines UNESCO- 
Vertragsstaates, der die Rückgabe von Kulturgut aus 
Raubgrabungen begehrt, um einen der ersten vor Ge- 
richt zu entscheidenden Fälle handelt, wurde auf weite- 
re im Rahmen der praktischen Anwendung des Kultur- 
güterrückgabegesetzes auftretende Schwierigkeiten 
eingegangen, etwa ein fehlender Mechanismus zur zeit- 
nahen Ermöglichung der Begutachtung von Objekten 
sowie auf die Frage nach der erstmaligen Möglichkeit 
der Kenntnisnahme von der Existenz der Objekt. Die für 
die Staaten negativ ergangenen Entscheidungen zei- 
gen auf, dass es derzeit wohl kaum einem Staat gelin- 
gen dürfte, erfolgreich den Rechtsweg nach dem Kultur- 
güterrückgabegesetz zu beschreiten, da die dort nor-

mierten Publizitätserfordernisse an ein nationales Ver- 
zeichnis nur nach und nach erfüllt werden dürften. Im 
Falle Mexikos wurde angemerkt, dass mittlerweile das 
nationale Register für Altertümer, weltweit für jeder- 
mann über das Internet zugänglich ist.

Der Text des Vortrags wird in Fortsetzung der Veröf- 
fentlichung der juristischen Referate dieser Tagung in 
Ausgabe 04/10 des Kunstrechtsspiegels veröffentlicht.

In der anschließenden Diskussion wurde die generelle 
Frage der Notwendigkeit einer Privilegierung von Kul- 
turgütern im Rechtsverkehr diskutiert ebenso wie die 
Frage nach der „Nationalität“ von Kulturgütern im Hin- 
blick auf restriktive Schutzvorkehrungen und das um- 
fassende Staatseigentum an archäologischen Objekten, 
etwa in Mexiko. Weiterhin wurden die Möglichkeiten er- 
örtert, die das allgemeine Zivil- und Strafrecht bereit 
hält, um unrechtmäßig nach Deutschland verbrachte 
Kulturgüter zurückzuerlangen.

4. Im Anschluss and den juristischen Teil wurde aus po- 
litologischer und geschichtswissenschaftlicher Perspek- 
tive die Entwicklung Mexikos seit der Unabhängigkeit 
dargestellt. Professor Dr. Walther L. Bernecker, Inhaber 
des Lehrstuhls für Auslandswissenschaften, Roma- 
nischsprachige Kulturen an der Friedrich-Alexander- 
Universität Erlangen-Nürnberg spannte einen Bogen 
der mexikanischen Geschichte von der Unabhängigkeit 
bis in die Gegenwart und beleuchtete politische, wirt- 
schaftliche und kulturelle Entwicklungen in seinem Bei- 
trag „Entwicklungsprobleme Mexikos seit der Unab- 
hängigkeit: Zwischen Stagnation, Revolution und 
der Auflösung der postrevolutionären Systeme“.

Professor Dr. Nikolaus Werz, Inhaber des Lehrstuhls für 
Vergleichende Regierungslehre am Institut für Politik- 
und Verwaltungswissenschaften der Universität Ro- 
stock öffnete in seinen Ausführungen “Zum Diskurs 
über die Independencia“ die Betrachtung auch auf an- 
dere lateinamerikanische Länder, die zeitgleich ihr 
zweihundertjähriges Unabhängigkeitsjubiläum begehen 
und ging auf die unterschiedliche Bedeutung der Feier- 
lichkeiten im aktuellen politischen und kulturellen Leben 
der jeweiligen Staaten ein.
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Brennpunkte des internationalen Kulturgüterschutzrechts: 
Kulturgutleihgaben ausländischer Staaten im Inland

Matthias Weller*

I. Einleitung

Königliche Hoheit, meine sehr verehrten Damen und 
Herren!

Ich möchte mich zunächst sehr herzlich für die für mich 
sehr ehrenvolle Einladung bedanken. Sie gibt mir die 
Gelegenheit, zusammen mit einem Freund und hochge- 
schätzten Kollegen, nämlich Herrn RA Robert Kugler, 
den ich als eines der aktivsten Mitglieder in unserem 
vereinsrechtlich getragenen Heidelberger Institut für 
Kunst und Recht IFKUR e.V. kenne, über zwei aktuelle 
Brennpunkte des internationalen Kulturgüterschutz- 
rechts zu sprechen, von denen der erste Kulturgutleih- 
gaben ausländischer Staaten im Inland betrifft.

Stellen Sie sich vor, meine Damen und Herren, ein 
Staat möchte im Ausland eine Ausstellung zur Kultur 
des Landes durchführen oder mit eigenen Kulturgütern 
zu einer Ausstellung im Gaststaat beitragen, zum Bei- 
spiel in Deutschland. Sobald die geliehenen Exponate 
auf fremdem, hier deutschem Territorium sind, gelten 
für sie andere Rechtsregeln als vorher. Für Streitigkei- 
ten vor Gericht in Deutschland gilt nun deutsches Ver- 
fahrensrecht, also etwa die Zivilprozessordnung. Kollisi- 
onsrechtler nennen dies den Verweis auf die lex fori, 
den wohl alle Rechtsordnungen aussprechen. Für die 
Frage danach, wer eigentlich Eigentümer der Leihgabe 
ist, gilt jedenfalls im Ausgangspunkt nun ebenfalls deut- 
sches Recht. Kollisionsrechtler nennen dies den Ver- 
weis auf die lex rei sitae, das Recht am Ort der Bele- 
genheit der Sache. Auch diesen Verweis kennen fast 
alle Rechtsordnungen. Es kommt also mit der Überfüh- 
rung der Exponate in den Gaststaat zu einem Wechsel 
des anwendbaren Rechts. Kollisionsrechtler nennen 
dies Statutenwechsel.

Dieser Statutenwechsel birgt Chancen und Risiken. 
Personen, die meinen, sie seien die wahrhaft berechtig- 
ten Eigentümer, können nun unter einer anderen 
Rechtsordnung und vor Gerichten eines anderen Staa- 
tes ihr Glück versuchen. Personen, die meinen, der 
leihgebende Staat schulde ihnen Geld, werden versu- 
chen, die geliehenen Kulturgüter im Wege des einstwei- 
ligen Rechtsschutzes arrestieren zu lassen, um ihre An- 
sprüche später nach gerichtlicher Titulierung erfolgreich 
vollstrecken zu lassen. Gläubiger, die gegen den leih- 
gebenden Staat internationale Schiedssprüche erstrit- 
ten haben, können ebenfalls die Gelegenheit wahrneh-

* Wiss. Ass. Dr. Matthias Weller, Mag.rer.publ., Institut für ausländi- 
sches und internationales Privat- und Wirtschaftsrecht der Univer- 
sität Heidelberg, Vorstandsmitglied des Instituts für Kunst und 
Recht IFKUR e.V. Heidelberg.
Der Text beruht auf dem Vortrag des Verf. auf dem Jahreskon- 
gress der Deutsch-Mexikanischen Juristenvereinigung e.V. am 
14. September 2010 in Berlin. Die Vortragsform ist beibehalten.

men, unter der Rechtsordnung des Gaststaates in die 
Leihgaben als Vermögenswerte zu vollstrecken.

Diese Chancen für Dritte sind zugleich die Risiken für 
den leihgebenden Staat. Er kann in ein kostspieliges 
Gerichtsverfahren vor einem ausländischen Gericht ge- 
zogen werden. Denken sie nur an Verfahren in den 
USA. Er kann im schlimmsten Fall den Besitz an seinen 
Leihgaben an den Kläger verlieren. Sämtliche der vor- 
genannten Konstellationen - Eigentumsherausgabekla- 
ge im Gaststaat, Arrestierung der Leihgabe im Gast- 
staat zur Sicherung der späteren Vollstreckung, Voll- 
streckung aus internationalen Schiedssprüchen im 
Gaststaat - hat es, wie ich im folgenden genauer zei- 
gen werde, im Zusammenhang mit Kulturgutleihgaben 
ausländischer Staaten schon gegeben. Das Risiko für 
leihgebende Staaten ist in den letzten Jahren deutlich 
gewachsen. Dies dämpft die Bereitschaft der Staaten 
zur internationalen Leihgabe spürbar. Zugleich wünscht 
sich aber die Öffentlichkeit einen regen internationalen 
Kulturaustausch.

Viele Gaststaaten haben deswegen auf die Risiken bei 
internationalen Kulturgutleihgaben reagiert. Grundsätz- 
lich bestehen zwei Wege zum Schutz ausländischer 
Leihgaben im Inland. Diese zwei Wege möchte ich im 
Folgenden erläutern. Erstens kann ein Staat eine spezi- 
elle Gesetzgebung zum Schutz ausländischer Kultur- 
gutleihgaben erlassen. Zweitens scheint das Völker- 
recht Schutz zu bieten, und zwar zum einen möglicher- 
weise bereits jetzt völkergewohnheitsrechtlich, zum an- 
deren vielleicht in Zukunft völkervertragsrechtlich.

II. Schutz ausländischer Kulturgutleihgaben durch 
inländische Gesetzgebung

Ich komme damit zunächst zum ersten Teil meines Vor- 
trags - dem Schutz ausländischer Kulturgutleihgaben 
durch inländische Gesetzgebung. Im Kern besteht die- 
ser Schutz darin, dass so etwas wie ein „Freies Geleit“ 
- so nannte das die Bundesregierung in ihrer Gesetzes- 
begründung - für die ausländische Kunstleihgabe aus- 
gesprochen wird. Konkret bedeutet dies: Es wird die 
Klagbarkeit von Ansprüchen Dritter außerhalb des Leih- 
verhältnisses und der hoheitliche Vollstreckungszugriff 
auf die Leihgaben für die Zeit der Leihe ausgesetzt. 
Dieses einfachgesetzliche Freie Geleit wird auch priva- 
ten ausländischen Leihgebern gewährt. Geschützt wer- 
den hier also nicht nur Staaten.

Nehmen wir die deutsche Gesetzgebung als Beispiel. 
Die einschlägige Vorschrift findet sich - etwas versteckt 
und systematisch überraschend - im Kulturgüterschutz- 
gesetz von 1950, ein Gesetz also, das grundsätzlich auf
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den Schutz national bedeutenden deutschen Kulturgu- 
tes vor Abwanderung ins Ausland zielt.

1. Normtext
§ 20 des Kulturgüterschutzgesetzes sieht vor: Soll aus- 
ländisches Kulturgut vorübergehend zu einer Ausstel- 
lung in Deutschland ausgeliehen werden, so kann die 
zuständige Behörde dem Verleiher die Rückgabe zum 
festgesetzten Zeitpunkt rechtsverbindlich zusagen. Das 
ist Absatz 1. Abs. 2 lautet: „Die Zusage ist vor der Ein- 
fuhr des Kulturgutes schriftlich und unter Gebrauch der 
Worte ,Rechtsverbindliche Rückgabezusage‘ zu ertei- 
len. Sie kann nicht zurückgenommen oder widerrufen 
werden“. Abs. 3: „Die Zusage bewirkt, dass dem Rück- 
gabeanspruch des Verleihers keine Rechte entgegen- 
gehalten werden können, die Dritte an dem Kulturgut 
geltend machen“. Diese materiellen Rechtspositionen 
werden also vorübergehend suspendiert. Und ganz ent- 
scheidend Abs. 4: „Bis zur Rückgabe an den Verleiher 
sind gerichtliche Klagen auf Herausgabe, Arrestverfü- 
gungen, Pfändungen und Beschlagnahmen unzuläs- 
sig“. Das ist das Regelungsprogramm für das deutsche 
Freie Geleit für ausländische Kulturgutleihgaben.

2. Normgenese
Den konkreten Anlass zur Einführung dieser Vorschrift 
gab eine bevorstehende Ausstellung von Werken, für 
die der Leihgeber gesetzlichen Schutz vor Herausgabe- 
ansprüchen Dritter zur Bedingung der Leihe machte: 
die Ausstellung „Schätze der Himmelssöhne“ in der 
Bundeskunsthalle in Bonn im Jahre 2003 aus dem Na- 
tionalen Palastmuseum Taipeh in Taiwan. In dieser 
Ausstellung sollten führende Exponate aus dem China 
der Kaiserzeit gezeigt werden, etwa das kaiserliche Sie- 
gel, also das wohl wichtigste Insignium der Macht, das 
die bei Ausbruch der Kulturrevolution amtierende chine- 
sische Regierung bei ihrer Flucht nach Taiwan aus Pe- 
king mitnahm. Taiwan befürchtete deshalb, dass die 
Volksrepublik China Herausgabeansprüche in Deutsch- 
land geltend machen werde. Da überdies weder 
Deutschland noch die Staaten der Europäischen Union 
Taiwan als Staat anerkennen, kam eine unmittelbare 
Zusicherung Freien Geleits durch die Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber dem verleihenden Staat als ad 
ftoc-Sicherungsmstmment nicht in Betracht kam. Zum 
anderen hätte die Frage entstehen können, an welchen 
Staat die Ausstellungsstücke als berechtigter Eigentü- 
mer im Prätendentenstreit hätten herausgegeben wer- 
den müssen, an die Volksrepublik China oder an Tai- 
wan.

Ganz ähnlich ist die Normgenese der jüngst in Kraft ge- 
tretenen englischen Gesetzgebung zum Schutz auslän- 
discher Leihgeber: Die Royal Academy wollte in der für 
Dezember 2007 geplanten Ausstellung „From Russia“ 
Leihgaben aus dem Staatlichen Puschkin-Museum zei- 
gen, und zwar unter anderem Werke, die in der Okto- 
berrevolution enteignet worden waren, so dass mit Her- 
ausgabeansprüchen der Erben früherer Eigentümer zu 
rechnen war. Denn bereits 1994 war anlässlich einer

Ausstellung im Centre George Pompidou in Paris eine 
Herausgabeklage vor französischen Gerichten erhoben 
worden, allerdings aus völkergewohnheitsrechtlichen 
Gründen ohne Erfolg. Hierauf komme ich im zweiten 
Teil zurück. Im Übrigen muss Russland wohl jederzeit 
mit dem Zugriff verschiedener Gläubiger von Geldforde- 
rungen rechnen, wie der - gleichermaßen erfolglose - 
Vollstreckungsversuch aus einem internationalen 
Schiedsspruch gegen Russland anlässlich einer Aus- 
stellung von Leihgaben aus dem Puschkin-Museum an 
ein Museum in der Schweiz im Jahre 2005 belegt. Dies 
zeigt, dass Kunstwerke natürlich nicht nur Kulturgüter, 
sondern auch eine oft höchst werthaltige Haftungsmas- 
se sind. Der Marktwert der russischen Leihgaben wurde 
auf 1 Milliarde US-Dollar geschätzt. Mit guten Gründen 
also bestand Russland auf einem gesetzlich angeord- 
neten Freien Geleit für seine Leihgaben. Das Vereinigte 
Königreich ermöglichte die Ausstellung schließlich, in- 
dem es eine entsprechende Regelung in Part 6 des Tri- 
bunals, Courts and Enforcement Act 2007 einfügte und 
das Gesetz am 31. 12. 2007 nach einem ungewöhnlich 
kurzen, zugleich rechtspolitisch äußerst umstrittenen 
Gesetzgebungsverfahren verabschiedete.

3. Interessen
Die ganz typischen Normgenesen machen den Interes- 
senkonflikt deutlich: auf der einen Seite steht das ver- 
fassungsrechtlich garantierte Recht des präsumtiven Ei- 
gentümers oder Gläubigers auf effektiven Rechtsschutz 
durch die Gerichte des Gaststaates. Auf der anderen 
Seite steht das kulturpolitische Anliegen des internatio- 
nalen Kulturaustausches und das Interesse der Öffent- 
lichkeit an Zugang zu bedeutenden Kulturgütern - Zie- 
le, zu denen sich die Bundesrepublik Deutschland wie 
andere Staaten in zahlreichen bi- und multilateralen völ- 
kerrechtlichen Verträgen verpflichtet hat. Außerdem ist 
allen klar, dass sich die zwischenstaatlichen und sonsti- 
gen Konflikte, die dem internationalen Leihverkehr ent- 
gegen stehen, also etwa der Konflikt zwischen der 
Volksrepublik China und Taiwan nicht kurzfristig lösen 
lassen. Dennoch sollen Kulturgüter auch aus diesen 
Staaten gezeigt werden können. Außerdem erhalten 
die in zahlreichen Staaten mittlerweile erlassenen 
Schutzgesetze im Kern lediglich den status quo vor der 
Leihgabe. Sie verschlechtern aber nicht aber die 
Rechtsposition des präsumtiven Anspruchstellers, geht 
man davon aus, dass ohne das gesetzliche Freie Geleit 
die Ausstellung im Gaststaat gar nicht stattgefunden 
hätte. Zu den Staaten die sich für eine solche Gesetz- 
gebung entschieden haben, gehören in Europa neben 
Deutschland und dem Vereinigten Königreich die 
Schweiz, Frankreich, Belgien und Österreich, in Nord- 
amerika verschiedene Bundesstaaten der USA sowie 
die Bundesebene, ferner verschiedene Staaten von Ka- 
nada.

4. Regelungsgehalt

Lassen Sie mich zur deutschen Gesetzgebung zurück- 
kehren und diese etwas genauer erläutern. Die rechts-
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verbindliche Rückgabezusage ist ein Verwaltungsakt. 
Zuständig sind die Kultusministerien der Länder, die 
freies Geleit durch Erteilung einer rechtsverbindlichen 
Rückgabezusage nach pflichtgemäßem Ermessen aus- 
sprechen können. Hierbei müssen sie im Einvernehmen 
mit dem Bund entscheiden. Auf Bundesebene ist der 
Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien 
zuständig.

Rechtstechnisch wird die Sicherung der Rückgabe vor 
allem prozessual durch den vorübergehenden Aus- 
schluss der Klagbarkeit von Herausgabeansprüchen 
und des Zugriffs der Vollstreckungsorgane auf den 
Leihgegenstand bewirkt. Hinzu tritt die materiellrechtli- 
che Suspension jeglicher Rechte präsumtiver An- 
spruchsteller außerhalb des vertraglichen Leihverhält- 
nisses, die dem Rückgabeanspruch entgegen gesetzt 
werden können. Der auf den ersten Blick nicht deutliche 
und auch vom Gesetzgeber in seiner Entwurfsbegrün- 
dung nicht erläuterte Mehrwert dieser materiellrechtli- 
chen Suspension der Rechte Dritte für den Leihgeber 
könnte zunächst darin liegen, auch vor Feststellungs- 
klagen und nicht nur vor Herausgabeklagen geschützt 
zu sein. Eine Klage auf Feststellung des Eigentums 
wäre dann bei erteilter Rückgabezusage nach § 20 
Abs. 3 KultGSchG als derzeit unbegründet abzuweisen. 
Dies setzt freilich voraus, dass das Gegenrecht des Ei- 
gentums durch § 20 Abs. 3 KultGSchG nicht nur in An- 
sehung des Rückgabeanspruchs, sondern insgesamt 
suspendiert ist - ein Eingriff in die Rechtsstellung des 
Anspruchstellers, der dem Wortlaut der Norm nicht un- 
mittelbar zu entnehmen ist, der über den Zweck der Si- 
cherung der Rückführung der Leihgabe hinausgeht und 
daher nicht von der Teleologie der Norm getragen ist. 
Jedenfalls verhindert § 20 Abs. 3 KultGSchG, dass die 
vorübergehende Belegenheit des Leihgegenstands in 
Deutschland Anlass für Klagen im Ausland, insbeson- 
dere im Sitzstaat des Verleihers, gibt. Denn da die Kolli- 
sionsrechtsordnungen wohl fast aller Staaten für Sa- 
chenrechte auf die lex rei sitae verweisen, führt die in- 
ternationale Leihgabe, wie eingangs angesprochen, zu 
einem Statutenwechsel, sobald der Leihgegenstand die 
Grenze zu Deutschland überschreitet. Die Änderung 
der auf die sachenrechtliche Rechtslage anwendbaren 
Vorschriften könnte es dem Kläger ermöglichen, im 
Sitzstaat des Verleihers nunmehr erfolgreich auf Her- 
ausgabe zu klagen und, nachdem die Leihgabe in den 
Sitzstaat zurückgekehrt ist, dort zu vollstrecken. Dem 
beugt § 20 Abs. 3 KultGSchG dadurch vor, indem diese 
Vorschrift auch materiellrechtlich das Recht des prä- 
sumtiven Eigentümers suspendiert. Voraussetzung für 
die Wirksamkeit dieses Schutzes ist natürlich, dass das 
ausländische Kollisionsrecht die Suspendierung als 
Wirkung der lex rei sitae anerkennt.

In Verfahren im Gaststaat Deutschland bleibt dies aller- 
dings ohne Bedeutung. Denn hier schließt ja bereits § 
20 Abs. 4 KultGSchG jeglichen Vollstreckungszugriff 
aus.

Ohne weiteres klagbar bleiben allerdings Schadenser- 
satzansprüche des präsumtiven Eigentümers. Dann 
stellt sich die bisher ungeklärte Frage, inwieweit § 20

Abs. 3 KultGSchG nicht nur das „Gegenrecht“ des Ei- 
gentums in Ansehung des Herausgabeanspruchs nach 
§ 985 BGB, sondern dadurch insgesamt das Eigentü- 
mer-Besitzer-Verhältnis suspendiert. Die zivilrechtliche 
Seite des deutschen Freien Geleits ist also zum Teil un- 
geklärt. Gerichtlich ausgetestet wurde das Freie Geleit 
bisher nicht.

5. Anfechtung
Lassen Sie mich auch auf die öffentlich-rechtlichen Be- 
sonderheiten bei der Anfechtung des Verwaltungsaktes 
der rechtsverbindlichen Rückgabezusage eingehen. 
Hat die zuständige Behörde den Verwaltungsakt der 
Rückgabezusage erteilt, sind Rücknahme und Widerruf 
nach §§ 48, 49 VwVfG ausgeschlossen. Das ordnet § 
20 Abs. 2 KultGSchG ausdrücklich an. Dies soll den 
Bestand des Verwaltungsaktes während der Leihzeit si- 
chern. Allerdings ist ein Dritter dadurch keineswegs ge- 
hindert, gegen den Verwaltungsakt nach § 42 Abs. 2 
VwGO Anfechtungsklage zu erheben. Damit kommt es 
für den Bestand des Schutzes entscheidend darauf an, 
inwieweit aus der Anfechtungsklage nach § 80, 80a 
VwGO ein Suspensiveffekt erwächst oder sich im einst- 
weiligen Rechtsschutz wiederherstellen lässt. Erlauben 
Sie mir, Ihnen - und vielleicht vor allem mir - die ver- 
waltungsprozessrechtlichen Einzelheiten zu ersparen, 
zumal ich für diese als Privatrechtler auch nicht zustän- 
dig bin.

Nur so viel: Die Wiederherstellung oder erstmalige An- 
ordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungs- 
klage im einstweiligen Rechtsschutz hängt von den Er- 
folgsaussichten des Klägers im Hauptsachverfahren ab. 
Erfolg hat der Kläger, wenn der Verwaltungsakt der 
rechtsverbindlichen Rückgabezusage rechtswidrig ist. 
Rechtswidrig kann die rechtsverbindliche Rückgabezu- 
sage vor allem aus folgenden Gründen sein. Erstens 
kann die Rückgabegarantie kollidieren mit öffentlich- 
rechtlichen Rückführungsansprüchen. Solche Ansprü- 
che gewährt zum Beispiel die europäische Kulturgüter- 
rückgaberichtlinie. Solche Ansprüche auch gewährt das 
seit kurzem in Deutschland umgesetzte UNESCO- 
Übereinkommen über Maßnahmen zum Verbot und zur 
Verhütung der rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und 
Übereignung von Kulturgut vom 14. November 1970. 
Da das Verhältnis dieser beiden Instrumente zu ein- 
fachgesetzlichen Rückgabegarantien in den Mitglied- 
staaten bzw. in den Vertragsstaaten ungeklärt ist, dürf- 
ten in diesem Fall die Erfolgsaussichten in der Hauptsa- 
che der Anfechtungsklage derzeit noch nicht überwie- 
gen. Die Rückgabezusage bietet dem ausländischen 
Verleiher also insoweit derzeit noch verlässlichen 
Schutz. Dies wird sich aber dann ändern, wenn sich die 
Auffassung durchsetzt, dass eines oder beide dieser In- 
strumente Vorrang beanspruchen vor Rückgabezusa- 
gen. Dann nämlich ist die Erteilung einer Rückgabezu- 
sage rechtsfehlerhaft. Noch ist das aber nicht so weit.

Wie steht es aber mit den deutschen Grundrechten und 
den Menschenrechten nach der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention? Bodo Pieroth und Bernd Hart-
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mann haben in einem aus einem Gutachtenauftrag her- 
vorgegangenen Beitrag in der NJW 2000, 2129, zutref- 
fend dargelegt, dass die rechtsverbindliche Rückgabe- 
zusage zwar den Zugang zu gerichtlichem Rechts- 
schutz beschränkt und damit in den Schutzbereich des 
grundrechtlich garantierten Anspruchs auf effektiven 
Rechtsschutz eingreift. Dieser Eingriff geschieht jedoch 
- wie für die Verfassungskonformität der Vorschrift er- 
forderlich - aus einem legitimen Grund, nämlich um den 
internationalen Kulturgüteraustausch zu ermöglichen. 
Dieser Eingriff gilt überdies als verhältnismäßig, weil 
nur vorübergehend und nur den status quo sichernd, 
wenn man die Ausgangslage vor der Verbringung der 
Leihe in den Gaststaat betrachtet. Denn die Rückgabe- 
zusage sorgt ja nur dafür, dass diese Ausgangslage 
nach Ende der Ausstellung wieder hergestellt wird. Die- 
se Einordnung entspricht der herrschenden Meinung im 
Schrifttum. Andere Auffassungen sind aber vertretbar 
und werden auch vertreten. Ich persönlich halte die 
herrschende Auffassung von Pieroth und Hartmann 
grundsätzlich für richtig - allerdings unter einem Vorbe- 
halt.

Es sind nämlich Fälle denkbar, in denen der Anspruch- 
steller nirgendwo sonst Zugang zu effektivem Rechts- 
schutz findet. Dann führt die rechtsverbindliche Rückga- 
bezusage zu einer vollständigen Justizverweigerung. 
Nahe liegend sind solche Konstellationen vor allem, 
wenn es um den Rechtsschutz gegen Enteignungs- 
maßnahmen und anderer Entziehungen des Eigentums 
durch Unrechtsregime geht, deren „Gerichte“ dem 
Rechtsinhaber keinen effektiven Rechtsschutz gewäh- 
ren. Wo kein Gericht zuständig oder für effektiven 
Rechtsschutz erreichbar ist, muss sich jedes Gericht für 
zuständig erklären, so die berühmte und allseits aner- 
kannte Regel von Paul Heinrich Neuhaus._Ebenso aus- 
drücklich Art. 3 des schweizerischen IPRG.Jch plädiere 
deswegen für eine verfassungskonforme Reduktion der 
Ermächtigungsgrundlage zur Erteilung der rechtsver- 
bindlichen Rückgabezusage: im Fall der Justizverwei- 
gerung darf die zuständige Behörde die rechtsverbindli- 
che Rückgabezusage nicht erteilen. Tut sie es trotz- 
dem, ist es nicht mehr von vornherein ausgeschlossen, 
dass die Abwägung unter § 80 Abs. 5 VwGO zugunsten 
der Aussetzungsinteressen des Anfechtungsklägers 
ausfällt. Dann entfällt die Schutzwirkung der rechtsver- 
bindlichen Rückgabezusage noch während der Leihe 
und Dritte können rechtlich auf die Leihgabe zugreifen - 
eine Lücke, die der Gesetzgeber nicht gesehen hat, die 
sich aber, soweit die hier vertretene teleologische Re- 
duktion geboten ist, auch nicht schließen lässt.

Für Art. 6 Abs. 1 EMRK - Anspruch auf effektiven Zu- 
gang zu Gericht - gilt, wie ich meine, ganz ähnliches. 
Dass auch Art. 6 Abs. 1 EMRK keinen absoluten An- 
spruch auf effektiven Rechtsschutz gewährt, ist aner- 
kannt. Es gilt vielmehr ebenso das Verhältnismäßig- 
keitsgebot, das seinerseits einen legitimen Zweck zur 
Beschränkung der aus Art. 6 Abs. 1 EMRK fließenden 
Garantie voraussetzt. Entscheidend ist also erneut, ob 
das Ziel des internationalen Kulturaustausches - nun- 
mehr allerdings im Lichte der EMRK - als legitim er-

scheint und ob die konkrete Beschränkung der Rechts- 
schutzgarantie verhältnismäßig ist. Eine Entscheidung 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte un- 
mittelbar zur rechtsverbindlichen Rückgabezusage liegt 
nicht vor. Allerdings lässt die Entscheidung des EGMR 
im Fall Prinz Hans Adam II. von Liechtenstein gegen 
Deutschland aus dem Jahre 2001 den Rückschluss zu, 
dass das Freie Geleit für internationale Leihgaben auch 
menschenrechtlich Bestand haben wird. Damals hatte 
das tschechische Denkmalamt in Brno, vormals Brünn, 
das Gemälde „Römische Szene um einen Kalkofen“ 
von Pieter van Laer an das Wallraf-Richartz-Museum in 
Köln für die Ausstellung „I bamboccianti“ ausgeliehen. 
Prinz Hans-Adam II verlangte als Eigentümer Heraus- 
gabe und machte geltend, das Gemälde sei nach dem 
Zweiten Weltkrieg rechtswidrig als deutsches Feindver- 
mögen unter Benesch-Dekret Nr. 12 durch die damalige 
Tschechoslowakei enteignet worden. Die deutschen 
Gerichte beriefen sich für die Unzulässigkeit der Klage 
auf einen völkervertragsrechtlich vereinbarten Aus- 
schluss der Klagbarkeit für alle Klagen im Zusammen- 
hang mit deutschen Reparationszahlungen. Nun konnte 
das persönliche Eigentum des Staatsoberhauptes des 
Fürstentums Liechtensteins unter keinem denkbaren 
Gesichtspunkt als im Ausland belegenes Vermögen ei- 
nes Deutschen gelten. Prinz Hans Adam II. klagte des- 
wegen vor dem Europäischen Gerichtshof wegen Jus- 
tizverweigerung. Der EGMR erklärte den Klagbarkeits- 
ausschluss mit Art. 6 Abs. 1 EMRK für vereinbar. Das 
Gericht hielt dabei auch für abwägungsrelevant, dass 
sich die Möglichkeit zur Klage für Prinz Hans-Adam II 
vor deutschen Gerichte nur zufällig durch die Leihe er- 
geben habe und die Streitigkeit damit nur geringe Ver- 
bindung zu Deutschland aufweise. Diese ratio lässt sich 
unmittelbar auf ausländische Leihgaben insgesamt 
übertragen - soweit die Leihgabe nicht über die vor- 
übergehende Belegenheit im Gaststaat hinaus weitere 
Verbindungen zum Gaststaat, wie dies für Deutschland 
etwa für jedes Kunstwerk der Fall ist, das durch natio- 
nalsozialistische Verfolgung entzogen wurde und nun 
als Leihgabe nach Deutschland zurückkommt. Gleiches 
gilt etwa für Beutekunst aus Russland. In der Tat hat 
die Bundesregierung erklärt, dass die Bundesrepublik 
für Beutekunst kein Freies Geleit gewähren werde. 
Dasselbe dürfte für Raubkunst aus dem Holocaust gel- 
ten. Und so konnte beispielsweise das Fotoalbum des 
SS-Offiziers Karl-Otto Koch und seiner Frau Ilse Koch, 
der sogenannten Hexe von Buchenwald, mit Bildern 
über deren „Arbeit“ und Leben im Konzentrationslager 
Buchenwald, das kürzlich aus den Beständen des russi- 
schen Geheimdienstes wieder auftauchte, in Deutsch- 
land nicht gezeigt werden. Bestehen solche zusätzli- 
chen Verbindungen der Leihgabe zum Gaststaat nicht, 
kommt es nur noch darauf an, ob der mit dem Aus- 
schluss der Klagbarkeit verfolgte Zweck des internatio- 
nalen Kulturaustauschs auch unter der EMRK als legiti- 
mer Zweck anzuerkennen ist. Dies wird man erwarten 
dürfen. Ausnahme auch hier wohl wieder: die Justizver- 
weigerung.

Im Übrigen hat sich durchaus als segensreich erwiesen, 
dass den zuständigen Behörden Ermessen bei der Er-
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teilung rechtsverbindlicher Rückgabezusagen einge- 
räumt ist. So wurde vor ein paar Jahren einmal eine 
Rückgabezusage für zwei Uniformjacken Hitlers und 
Stalins beantragt. Diese beiden Kleidungsstücke sollten 
nebeneinander ausgestellt werden. Dieses Ausstel- 
lungskonzept war den zuständigen Behörden wohl zu 
dubios, um es mit Rückgabezusagen zu unterstützen. 
Um dies zu vermeiden, verlegte man sich nun aller- 
dings zur Ablehnung der beantragten Rückgabezusage 
auf die ihrerseits zweifelhafte Begründung, es handele 
sich bei den Diktatoren-Jacken nicht um Kulturgut.

Insgesamt muss man aber sagen, dass die Museen in 
Deutschland für ausländische Leihgeber relativ selten 
rechtsverbindliche Rückgabezusagen beantragen, sei 
es, weil dieses Schutzinstrument zu wenig bekannt ist, 
sei es, weil man glaubt, mit dem Antrag zum Ausdruck 
zu bringen, man habe Zweifel an der Rechtsposition 
des Verleihers. In Frankreich ist dies ganz anders. Dort 
wird vom ausgestopften Eisbären für das Naturkunde- 
museum bis zum Spitzengemälde nahezu alles mit 
Freiem Geleit ausgestattet.

6. Schluss zum ersten Teil

Ich schließe den ersten Teil zu den staatlichen Schutz- 
gesetzen für ausländische Leihgaben ab und fasse zu- 
sammen:

Der Gedanke, ausländischen Leihgaben durch inländi- 
sche Gesetzgebung jeglichem Zugriff zu entziehen, ist 
einfach und auf den ersten Blick bestechend, rechts- 
technisch aber gar nicht so einfach zu verwirklichen. 
Außerdem müssen die berechtigten Interessen und 
zum Teil grund- und menschenrechtlich verbürgten 
Rechte Dritter an den Leihgaben angemessen berück- 
sichtigt werden.

Wo der Schutz durch staatliche Gesetzgebung versagt 
oder ein einfachgesetzliches „Freies Geleit“ für die aus- 
ländische Kunstleihgabe gar nicht besteht, dort kommt 
das Völkerrecht ins Spiel, und damit komme ich zum 
zweiten, kürzeren Teil des Vortrags.

III. Schutz ausländischer Kulturgutleihgaben durch 
inländische Gesetzgebung

Wie bereits angedeutet stellen sich zwei Fragen. Ers- 
tens: inwieweit schützt das Völkergewohnheitsrecht die 
Kulturgutleihgabe des ausländischen Staates. Zwei- 
tens: wie weit ist das Völkervertragsrecht in dieser Fra- 
ge.

Die erste Frage wurde entscheidungserheblich in einer 
Entscheidung des Kammergerichts Berlin im März die- 
sen Jahres. Folgender Sachverhalt lag dieser Entschei- 
dung zugrunde:

Vom 17. Oktober 2009 bis zum 14. März 2010 fand im 
Landesmuseum Baden-Württemberg die Große Lan- 
desausstellung „Schätze des alten Syrien - die Entde- 
ckung des Königreichs Qatna“ statt. Zu dieser Ausstel- 
lung hatte das Nationalmuseum Syriens in Damaskus

zwei Objekte aus seinem Bestand ausgeliehen. Dies 
nahm ein Opfer des terroristischen Anschlags vom 
27.08.1983 auf das damalige französische Kulturzen- 
trum „Maison de France“ in Berlin-Charlottenburg zum 
Anlass, die spätere Vollstreckung des geltend gemach- 
ten Teil-Anspruchs auf Schmerzensgeld i.H.v € 10.000 
gegen Syrien durch dinglichen Arrest der beiden Leih- 
gaben sichern zu lassen. Das Landgericht Berlin wies 
den Antrag auf dinglichen Arrest zurück. Die sofortige 
Beschwerde des Antragstellers hatte keinen Erfolg. Ent- 
scheidende Frage war, inwieweit Kunstleihgaben aus- 
ländischer Staaten für Ausstellungen im Inland Vollstre- 
ckungsimmunität genießen.

1. VoMstreckungsimmumtät hoheitlich genutzter Ge- 
genstände

Das Bundesverfassungsgericht hatte in früheren Nor- 
menverifikationsverfahren nach Art. 100 Abs. 2 GG zum 
Inhalt des Völkergewohnheitsrechts festgestellt, dass 
die Zwangsvollstreckung in Vermögensgegenstände ei- 
nes ausländischen Staates ohne dessen Zustimmung 
unzulässig ist, soweit die betreffenden Vermögensge- 
genstände hoheitlichen Zwecken des ausländischen 
Staates dienen. Es kommt deswegen darauf an, ob der 
ausländische Staat den betreffenden Vermögensgegen- 
stand zur Verwendung für den Vollzug seiner acta iure 
imperii vorgesehen hat. Hoheitliche Tätigkeit in diesem 
Sinne ist insbesondere die Vertretung des ausländi- 
schen Staates im Inland. Hierzu verwendete Vermö- 
gensgegenstände wie etwa das Botschaftsgebäude un- 
terfallen deswegen bereits der diplomatischen Immuni- 
tät des ausländischen Staates. Solche Gegenstände 
sind dem Vollstreckungszugriff entzogen, sobald der 
Zugriff die Erfüllung der diplomatischen Tätigkeit auch 
nur abstrakt gefährden könnte. Allerdings unterfallen 
nicht nur zu diplomatischen Zwecken verwendete Ge- 
genstände der Vollstreckungsimmunität, sondern auch 
solche, die einem „sonstigen hoheitlichen Handeln“ des 
ausländischen Staates dienen.

2. Kulturförderung und -austausch als hoheitlicher 
Zweck

Zu den in der Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichts anerkannten hoheitlichen Zwecken gehört der 
Betrieb von „Kultur- und Forschungseinrichtungen“ des 
ausländischen Staates im Inland. Zu Recht hat deswe- 
gen der Bundesgerichtshof kürzlich bestätigt, dass der 
Betrieb des Russischen Hauses der Wissenschaft und 
Kultur in Berlin durch die Russische Föderation hoheitli- 
ches Handeln sein kann und die hierzu verwendeten 
Vermögensgegenstände hoheitlichen Zwecken dienen 
können. Zuvor hatte bereits das Kammergericht Berlin 
entschieden, dass Kunstleihgaben ausländischer Staa- 
ten zu Ausstellungen im Inland dem hoheitlichen Zweck 
des Kulturaustauschs dienen können. Diese Entschei- 
dung des Kammergerichts damals ist mit der hier ein- 
gangs vorgestellten strukturell identisch. Ein Opfer des 
terroristischen Anschlags auf die Diskothek „La Belle“ in
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Berlin am 05.04.1986 hatte die Ausstellung „Libysches 
Erbe“ in Ausstellungsräumen der Bundesrepublik 
Deutschland in Berlin im ehemaligen Gebäude des 
Staatsrats der DDR zum Anlass genommen, die Voll- 
streckung der geltend gemachten Schmerzensgeldan- 
sprüche gegen den Staat Libyen durch den dinglichen 
Arrest von Ausstellungsleihgaben zu sichern. Das Kam- 
mergericht entschied damals, dass die Leihgaben des 
Staates Libyen dem hoheitlichen Zweck der „kulturellen 
Repräsentation“ dienten. Wenn aber kulturelle Reprä- 
sentation durch den Betrieb von Kulturhäusern und 
Leihgaben des ausländischen Staates für Ausstellun- 
gen im Gaststaat oder in sonstigen Formen ein hoheitli- 
cher Zweck ist, dann muss den im Inland belegenen 
und zu diesem hoheitlichen Zweck eingesetzten Vermö- 
gensgegenständen Vollstreckungsimmunität gewährt 
werden. So entschied das Kammergericht damals, und 
so entschied das Kammergericht auch in der vorliegen- 
den Entscheidung.

3. Staatenpraxis

Können sich diese Entscheidungen nun auf eine hinrei- 
chende Staatenpraxis getragen von einer entsprechen- 
den Rechtsüberzeugung der Staatengemeinschaft stüt- 
zen, wie es für die Formulierung einer völkergewohn- 
heitsrechtlichen Rechtsregel erforderlich ist? Ich meine: 
wohl ja. Jedenfalls mehren sich die Anzeichen dafür.

Ich möchte Sie zunächst auf die United Nations Con- 
vention on Jurisdictional Immunities of States and Their 
Property vom 02. Dezember 2004 aufmerksam ma- 
chen. Dieses Übereinkommen ist noch nicht in Kraft ge- 
treten. Deswegen führe ich es hier als einen möglichen 
Ausdruck von Staatenpraxis ein. Zugleich beantworte 
ich damit die Frage nach dem Stand des Völkerver- 
tragsrechts.

Art. 21 lit. d und e des Übereinkommens stellen aus- 
drücklich Gegenstände des kulturellen Erbes eines 
Staates oder seiner Archive sowie Leihgaben für Aus- 
stellungen von wissenschaftlichem, kulturellem oder 
historischem Interesse unter den vollstreckungsrechtli- 
chen Immunitätsschutz der Konvention. Dass die Kon- 
vention durch die UN-Generalversammlung im Kon- 
sensverfahren angenommen wurde, lässt auf Akzep- 
tanz der Staatengemeinschaft zumindest in Ansehung 
des gesamten Instruments schließen, ohne dass dies 
freilich den unmittelbaren Schluss von der völkerver- 
traglichen Vereinbarung der Vollstreckungsimmunität 
staatlicher Kunstleihgaben auf die Existenz einer ent- 
sprechenden völkergewohnheitsrechtlichen Regel allein 
tragen könnte.

Es lassen sich aber weitere Indizien für eine entspre- 
chende Staatenpraxis nachweisen. Im ersten Teil hatte 
ich den erfolglosen Vollstreckungsversuch eines Gläu- 
bigers geschildert, aus einem internationalen Schiedss- 
pruch in Leihgaben der Russischen Förderation aus 
dem staatlichen Puschkin-Museum an ein schweizeri- 
sches Museum im Wert von 1 Milliarde US-Dollar zu 
vollstrecken. Das Eidgenössisches Departement für 
Auswärtige Angelegenheiten, erklärte damals, und ich 
zitiere: „Staatliche Kulturgüter gelten als öffentliches Ei- 
gentum, das grundsätzlich nicht beschlagnahmt werden 
darf“.

Ich hatte auch bereits erwähnt die Entscheidung des 
Tribunal de Grande Instance Paris im Jahre 1993 an- 
lässlich einer Ausstellung von Werken aus dem Staatli- 
chen Puschkin-Museum Moskau und der Staatlichen 
Eremitage St. Petersburg im Centre George Pompidou. 
Das Gericht entschied damals, dass einstweiliger 
Rechtsschutz zur Sicherung der behaupteten Heraus- 
gabeansprüche von Erben enteigneter Alteigentümer 
den Verzicht der Russischen Föderation auf Vollstre- 
ckungsimmunität voraussetzt. Man kann außerdem an- 
führen, dass staatliche Immunitäts-Gesetze wie das 
deutsche, das ich im ersten Teil beschrieben habe, zu- 
nehmend Verbreitung finden. Der belgische Gesetzge- 
ber hat übrigens in der Begründung seines innerstaatli- 
chen Gesetzes zum Freien Geleit staatlicher ausländi- 
scher Kunstleihgaben erklärt, dass sein Gesetz lediglich 
dem Stand des Völkergewohnheitsrechts widerspiegelt.

IV. Schluss

Ich komme zum Schluss des zweiten Teils und fasse 
erneut zusammen:

Es scheint mir nicht mehr allzu gewagt, eine völkerge- 
wohnheitsrechtliche Regel der Vollstreckungsimmunität 
ausländischer Kunstleihgaben zu Anwendung zu brin- 
gen, wenn sich im konkreten Fall feststellen lässt, dass 
die Leihgabe dem hoheitlichen Zweck der kulturellen 
Repräsentation und der Kulturförderung dient. Denn 
das Neue dieser Regel besteht ja allenfaNs darin, die 
Repräsentation und Präsentation der Kultur eines aus- 
ländischen Staates im Inland als hoheitlichen Zweck 
anzuerkennen und den Sachverhalt der staatlichen 
Kunstleihgabe für Ausstellungen im Gaststaat unter die 
anerkannte völkergewohnheitsrechtliche Regel zu sub- 
sumieren.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
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LG Hannover, Urt. v. 11.01.2008 - 9 O 181/03: Gutgläubiger Erwerb 
(„Il miracolo di Sant‘ Antonio“, Giovanni Battista Tiepolo)

Tatbestand

Mit der Klage wird die Herausgabe des Gemäldes „Il 
miracolo di Sant‘ Antonio“ (Öl auf Leinwand, im Format 
48 x 29 cm, datiert auf 1754/60) des venezianischen 
Rokokomalers Giovanni Battista Tiepolo verlangt. 
Nachdem die ursprüngliche Klägerin, P., am 
09.06.2004 verstorben ist, wird der Rechtsstreit durch 
die Klägerin als Testamentsvollstreckerin weitergeführt.

Der jüdische Kaufmann Mo. erwarb das Gemälde 1929 
in London und importierte es nach Italien. Das Werk ge- 
hörte zu der bedeutenden Kunstsammlung mit Werken 
des italienischen Rokoko des Mo. und wurde während 
des zweiten Weltkriegs neben zahlreichen anderen 
Werken der Sammlung Mo. zum Kulturgut von beson- 
derer Bedeutung erklärt. Bei dem Gemälde von Tiepolo 
handelt es sich um einen sogenannten „Bozzetto“ (d.h. 
um eine Vorzeichnung) für ein Altarbild in der Pfarrkir- 
che von Mirano bei Mestre (Venedig) im Wert von etwa
500.000 €. Der im Jahre 1956 verstorbene Mo. wurde 
von seinen beiden Töchtern L. und P. beerbt. Die 
Kunstsammlung wurde unter Hinzuziehung der Kunst- 
historikerin R. und Professor B. aufgeteilt.

Das Polizeikommissariat des 5. Arrondissements in Pa- 
ris nahm am 28.02.1979 eine Diebstahlsanzeige von P. 
entgegen, derzufolge ihr ein Gemälde aus dem 17. oder 
18. Jahrhundert von Tiepolo entwendet worden ist, das 
„Das Wunder des heiligen Antonius“ darstellt (vgl. Poli- 
zeiprotokoll vom 28. Februar 1979, Anlage K4, Bl. 21 
d.A. sowie die beglaubigte Übersetzung Bl. 66 d.A.). 
Am 12. November 2001 erneuerte ihr Sohn gegenüber 
der Spezialeinheit der italienischen Polizei die Anzeige 
und wies auf die herausragende kulturelle Bedeutung 
des Tiepolo-Gemäldes hin (vgl. Anlage K5, Bl. 22 f. d.A. 
und die Übersetzung Bl. 61/62 d.A.). Daraufhin wurde 
P. am 01. Dezember 2001 von der Spezialeinheit be- 
fragt und es wurde ihr aus dem Katalog des Nieder- 
sächsischen Landesmuseums Hannover ein Gemälde 
mit dem Titel „Die Wunderheilung des jähzornigen Soh- 
nes“ von Tiepolo vorgelegt. Die Klägerin identifizierte 
das Werk als das aus ihrem Appartement in Paris ge- 
stohlene Gemälde (vgl. Niederschrift des Protokolls An- 
lage K6, Bl. 24/25 d.A. sowie die Übersetzung Bl. 63/64 
d.A.). Dem Protokoll zufolge war die Kunsthistorikerin 
R. bei der Befragung zugegen.

Das Gemälde befindet sich seit 1985 im Besitz des Nie- 
dersächsischen Landesmuseums. Die Zeitschrift „Die 
Weltkunst“ meldete den Erwerb in ihrer Ausgabe vom 
01.09.1985 (vgl. Anlage B3, Bl. 85/86 d.A.). In der Fol- 
gezeit wurde in weiteren Kunstzeitschriften im In- und 
Ausland über den Neuerwerb berichtet (vgl. Anlagen 
B4-B7, Bl. 87-102 d.A.).

Die Parteien streiten darüber, ob P., die ursprüngliche 
Klägerin, Eigentümerin des Gemäldes war, es ihr ent- 
wendet worden war und ob das beklagte Land das Ge-

mälde 1985 von M. in Paris erworben hat und Eigentü- 
merin geworden ist.

Die Klägerin behauptet, das streitgegenständliche Ge- 
mälde sei P. im Zuge der Verteilung des Erbes überge- 
ben und übereignet worden. Das ergebe sich aus den 
am linken Rand befindlichen handschriftlichen Zuord- 
nungen der Aufstellung von Professor B.(vgl. Anlage 
K3, Bl. 20 d.A. sowie die Übersetzung Bl. 60 d.A.), wo- 
bei für P. „P“ und für L. „L“ stehe. Das streitgegenständ- 
liche Gemälde sei bei der Zuordnung mit einem „P“ ge- 
kennzeichnet worden; denn es sei bei der Verteilung 
der Erbmasse an die ursprüngliche Klägerin übergeben 
worden. In den 60-iger Jahren habe die Klägerin das 
Tiepolo-Gemälde mit Erlaubnis der italienischen Regie- 
rung in ihr Appartement nach Paris gebracht, wo es ihr 
am 28. Februar 1979 zusammen mit diversen anderen 
Wertgegenständen bei einem Einbruch gestohlen wor- 
den sei.

Die Klägerin beantragt,

das beklagte Land zu verurteilen, das Gemälde 
„Il miracolo di Sant‘ Antonio“ von Giovanni Battis- 
ta Tiepolo (Öl auf Leinwand, 48 x 29 cm) an die 
Klägerin herauszugeben.

Das beklagte Land beantragt,

die Klage abzuweisen.

Das beklagte Land meint, den Tiepolo durch Einigung 
und Übergabe von der Verkäuferin M., die Besitzerin 
des Bildes gewesen sei, erworben zu haben. Selbst 
wenn P. Eigentümerin des Gemäldes gewesen und ihr 
das Gemälde durch Diebstahl entzogen worden wäre, 
wäre es im Hinblick auf den weit mehr als 10 Jahre lan- 
gen Eigenbesitz aufgrund Ersitzung nach § 937 Abs. 1 
BGB Eigentümer des Tiepolo geworden.

Es behauptet, das Gemälde von einer privaten Kunst- 
händlerin in Paris, M., ohne Rahmen zum Preis von
328.400,00 DM erworben zu haben. Der Kaufpreis sei 
bezahlt (vgl. Rechnung vom 12.04.1985, Anlage B1, Bl. 
83 d.A.). Der Oberkustos des Niedersächsischen Lan- 
desmuseums in Hannover, Dr. T., sei von einem ihm 
bekannten Kunstsammler 1984 auf einen „Tiepolo“ an- 
gesprochen worden, der bei einer in Paris ansässigen 
und ihnen bekannten Kunsthändlerin zum Verkauf an- 
stehe. Es handele sich um einen Bozzetto mit dem Titel 
„Der heilige Antonius von Padua und der zornige Sohn“. 
Dr. T. habe Interesse bekundet und erklärt, sich das 
Bild bei seinem nächsten Besuch in Paris anzusehen. 
In der Zwischenzeit habe er festgestellt, dass der ange- 
botene Tiepolo im „Pallucchini“-Verzeichnis, Erschei- 
nungsjahr 1968, aufgeführt war und zur Sammlung Mo- 
diano in Bologna gehört habe. Dr. T. habe sich mit der 
ihm benannten Kunsthändlerin M. in deren durch die 
Vielzahl von Bildern und anderen Ausstellungsstücken 
erkennbar einer Kunstsammlerin bzw. Kunsthändlerin
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zuzuordnenden Appartementwohnung im 8. Arrondisse- 
ment in Paris verabredet. Das Bild sei nicht in den dorti- 
gen Räumlichkeiten, sondern in einem von M. unterhal- 
tenen Safe bei einer in der Nähe gelegenen Bank auf- 
bewahrt worden. Nach der Besichtigung des Bildes 
habe er im Hinblick darauf, dass es sich um ein italieni- 
sches Werk mit zuletzt lautender Provenienzangabe 
„Bologna“ gehandelt habe, nachgefragt, ob das Bild 
ordnungsgemäß mit allen erforderlichen Genehmigun- 
gen aus Italien ausgeführt worden sei. Das sei von M. 
mit dem Hinweis bejaht worden, dass sich das Bild 
schon seit längerem in Frankreich befinde. Auf seine 
Frage, ob das Bild aus dem Besitz von Mo. in Bologna 
stamme, habe sie das verneint und erklärt, dass es von 
einem privaten Kunstsammler komme, dessen Namen 
sie nicht nennen könne. Bei dem Gespräch habe M. 
nicht mit sich über den Preis handeln lassen und 1 Mio. 
Franc verlangt. Daraus habe sich der Kaufpreis in Deut- 
sche Mark errechnet. Dr. T. habe gesagt, er werde in 
Hannover empfehlen, das Bild zu dem verlangten Preis 
anzukaufen, wobei sich der Ankauf wegen noch nicht 
gleich verfügbarer Mittel verzögert habe.

Demgegenüber meint die Klägerin, das beklagte Land, 
vertreten durch seinen Oberkustos Dr. T., habe beim 
Erwerb des Gemäldes seine Sorgfalts- und Erkundi- 
gungspflichten im groben Maße verletzt, weil die Um- 
stände beim Erwerb des streitgegenständlichen Gemäl- 
des nach den Handelsbräuchen beim Erwerb wertvoller 
Kunstgegenstände Mitte der 80iger Jahre des vorheri- 
gen Jahrhunderts deutlich und auffallend ungewöhnlich 
gewesen seien, insbesondere in der Person der Händ- 
lerin, der Lagerung des Gemäldes im Banksafe, der 
Preisbildung und Rechnungslegung, wegen des fehlen- 
den Rahmens, der Auskunftsverweigerung der Händle- 
rin zur Herkunft des Gemäldes und der fehlenden Ex- 
portpapiere.

Wegen der weiteren Einzelheiten des beiderseitigen 
Parteivorbringens wird auf den vorgetragenen Inhalt der 
gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen sowie den In- 
halt der Verhandlungsprotokolle vom 04.05.2004 (Bl. 
185 d.A.), 13.01.2006 (Bl. 354 f. d.A.) und vom 
09.11.2007 (Bl. 826 d.A.) verwiesen.

Die Kammer hat Beweis erhoben gemäß Beschluss 
vom 11. Juni 2004 (Bl. 190-191 d.A.). Nachdem Zweifel 
gegen die Sachkunde des zunächst mit der Erstattung 
des Gutachtens beauftragten Sachverständigen Dr. S. 
bestanden, hat die Kammer den Sachverständigen Pro- 
fessor K. mit der Erstattung eines neuen Gutachtens 
beauftragt. Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnah- 
me wird auf sein Gutachten vom 13. Februar 2007 (Bl. 
679-697 d.A.) Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

I. Die zulässige Klage ist nicht begründet. Die Klägerin 
hat keinen Anspruch gegen das beklagte Land auf Her- 
ausgabe des Gemäldes „Il miracolo di Sant‘ Antonio“ 
von Tiepolo.

1. Der zu entscheidende Sachverhalt mit internationa- 
lem Bezug ist gemäß Art. 43 EGBGB nach deutschem

Recht zu beurteilen, weil die herausverlangte Sache 
sich in Deutschland befindet.

2. Die Voraussetzungen des danach anzuwendenden 
deutschen materiellen Rechts, des Herausgabean- 
spruchs nach § 985 BGB, liegen nicht vor.

Nach § 985 BGB kann der Eigentümer vom Besitzer 
Herausgabe der Sache verlangen.

Unstreitig befindet sich das herausverlangte Gemälde 
im Besitz des beklagten Landes. Streitig ist, ob das be- 
klagte Land auch das Eigentum an dem Gemälde er- 
worben hat.

Der Voraussetzungen für den Erwerb des Eigentums 
von der Verkäuferin des Gemäldes M. gemäß § 929 
BGB sind nicht dargetan. Die Verkäuferin müsste selbst 
Eigentümerin gewesen sein oder als Berechtigte für 
den Eigentümer gehandelt haben. Die Person, für die 
M. das Gemälde verkauft haben soll, konnte das be- 
klagte Land nicht benennen.

Die Eigentumsvermutung des § 1006 BGB zugunsten 
des Besitzers einer beweglichen Sache kann weder zu- 
gunsten von M. noch des beklagten Landes angewen- 
det werden. Denn die Vermutung gilt nicht, wenn der 
vormaligen Klägerin als früheren Besitzerin das Gemäl- 
de gestohlen worden wäre (vgl. § 1006 Abs. 1 Satz 2 
BGB). Ob der vormaligen Klägerin das Gemälde ent- 
wendet wurde, ist streitig und hätte deshalb zunächst 
geklärt werden müssen.

Ein gutgläubiger Erwerb des Eigentums durch das be- 
klagte Land gemäß § 932 BGB wäre nach § 935 BGB 
ebenfalls nicht möglich, wenn das Gemälde entwendet 
worden wäre.

Das beklagte Land hat jedoch gemäß § 937 Abs. 1 
BGB durch Ersitzung das Eigentum erworben und die 
frühere Eigentümerin hat es dadurch verloren.

Ob die Klägerin (P.) - wie von ihr behauptet - Eigentü- 
merin des Gemäldes war und ob es ihr aus ihrem 
Apartment in Paris entwendet worden ist kann dahinge- 
stellt bleiben; denn selbst wenn man ihrem Vorbringen 
folgend von ihrem Eigentum und der Entwendung des 
Bildes ausgeht - wofür Vieles spricht -, hätte sie ihr Ei- 
gentum verloren, weil das beklagte Land durch Ersit- 
zung Eigentümer des Gemäldes geworden ist. Denn 
der Ersitzende erwirbt kraft Gesetzes 
ursprüngliches/originäres Eigentum und der bisherige 
Eigentümer verliert es (vgl. Palandt/Bassenge, 66. Auf- 
lage, Vorbemerkung §§ 937 ff BGB Rn 1). Mit dem Er- 
werb des Eigentums durch Ersitzung erlöschen nach § 
945 BGB die an der Sache vor dem Erwerb des Eigen- 
besitzes begründeten Rechte Dritter. Dem Eigentums- 
erwerb durch Ersitzung steht die frühere Entwendung 
nicht entgegen.

3. Nach § 937 Abs. 1 BGB erwirbt das Eigentum, wer 
eine bewegliche Sache 10 Jahre im Eigenbesitz hat, 
nämlich als ihm gehörend besitzt (§ 872 BGB), d.h. wer 
die tatsächliche Gewalt über die Sache mit dem Willen 
ausübt, sie wie eine ihm gehörende zu beherrschen 
(BGH NJW 1996,1890,1893).
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Das Gemälde befindet sich seit dem Ankauf 1985 im 
Niedersächsischen Landesmuseum Hannover in der 
Obhut der dortigen Mitarbeiter des beklagten Landes, 
das es den Erwerbsmitteilungen in verschiedenen 
Kunstzeitschriften zufolge als ihm gehörend besitzt, so 
dass an dem Eigenbesitz des beklagten Landes keine 
Zweifel bestehen.

Die 10-jährige Ersitzungszeit war bei der Erhebung der 
Herausgabeklage im Jahr 2003 bereits abgelaufen, so 
dass die Ersitzung nicht gemäß § 939 Abs. 1 BGB ge- 
hemmt ist.

Der Eigentumserwerb durch Ersitzung ist nicht wegen 
Bösgläubigkeit des beklagten Landes nach § 937 Abs. 
2 BGB ausgeschlossen.

Die Ersitzung ist danach ausgeschlossen, wenn der Er- 
werber bei dem Erwerb des Eigenbesitzes nicht im gu- 
ten Glauben ist oder wenn er später erfährt, dass ihm 
das Eigentum nicht zusteht.

Wer bei Besitzerwerb weiß oder infolge grober Fahrläs- 
sigkeit nicht weiß, dass er nicht Eigentümer wird oder 
wer dies nachträglich erkennt, ist nicht gutgläubig. Die 
Beweislast trifft denjenigen, der die Voraussetzungen 
der Ersitzung bestreitet (vgl. Palandt/Bassenge, a.a.O., 
§ 937 Rn. 1). Abzustellen ist bei juristischen Personen 
auf die Wissenszurechnung der relevant handelnden 
Personen (Quack in Münchner Kommentar, 4. Auflage 
2004, § 932 BGB Rn. 21).

Dass der für das beklagte Land handelnde Oberkustos 
bei dem Besitzerwerb von M. gewusst hat, dass das be- 
klagte Land nicht Eigentümer wird, behauptet die Klä- 
gerin selbst nicht. Die Ersitzung nach § 937 Abs. 2 BGB 
wäre daher nur dann ausgeschlossen, wenn er dies in- 
folge grober Fahrlässigkeit nicht gewusst hätte.

Grobe Fahrlässigkeit liegt nach der Rechtsprechung 
dann vor, wenn der Erwerber die erforderliche Sorgfalt 
nach den gesamten Umständen in ungewöhnlich 
großem Maße verletzt und unbeachtet gelassen hat, 
was im gegebenen Falle jedem hätte einleuchten müs- 
sen (vgl. BGHZ 10, 69, 74). Für die Beurteilung gelten 
objektive Maßstäbe. Grobe Fahrlässigkeit wird deshalb 
bei Umständen angenommen, die „mit Deutlichkeit“ und 
„auffallend“ gegen das Eigentum sprechen. Solche Um- 
stände sind vor allem gegeben, wenn sie ohne beson- 
ders sorgfältiges pflichtbewusstes Verhalten, ohne be- 
sondere Aufmerksamkeit oder ohne besonders gründli- 
che Überlegung erkennbar sind (vgl. Quack in Münch- 
ner Kommentar, a.a.O, § 932 BGB Rn. 30,31 m.w.N.).

Die Kammer hält -anlehnend an die von Quack in 
a.a.O. Rn.32 genannten Kriterien für die Beurteilung der 
Bösgläubigkeit, nämlich unter Berücksichtigung der Art 
und der Gestaltung des Veräußerungsgeschäfts, der 
Stellung des Erwerbers und der Erwerbssituation, der 
verkehrsüblichen Abwicklung des Geschäfts, der Ver- 
kehrsauffassung über die erforderliche Legitimation des 
Veräußerers, der Erklärung des Veräußerers und sons- 
tiger erkennbarer Umstände in der Person des Veräu- 
ßerers - auf Grund der vom beklagten Land vorgetra- 
genen Umstände, die zu dem Erwerb des Gemäldes

1985 geführt haben sollen, grobe Fahrlässigkeit nicht 
für gegeben.

Ein Erwerb unter Umständen, die „mit Deutlichkeit“ und 
„auffallend“ gegen das Eigentum sprechen, liegt näm- 
lich - auch unter Berücksichtigung der Gesamtgestal- 
tung des Erwerbsgeschehens - nicht vor.

Nach den überzeugenden, nachvollziehbaren und auch 
von den Parteien nicht angezweifelten Ausführungen 
des Sachverständigen Prof. K. in seinem Gutachten 
vom 13.02.2007 ist das Verhalten der Mitarbeiter des 
beklagten Landes hinsichtlich der an ein Museum zu 
stellenden Anforderungen an die Sorgfalts- und Erkun- 
digungspflichten beim Ankauf eines Gemäldes bezüg- 
lich der Risikobereitschaft im Umgang mit der Händlerin 
und der Behandlung der Exportformalitäten zu bean- 
standen, die Erwerbsumstände selbst allerdings sind 
nicht ungewöhnlich.

Das aber reicht nicht für die Annahme einer groben 
Fahrlässigkeit i.S.d. § 937 Abs. 2 BGB .

Dass die Verkäuferin des Gemäldes, M., dem Oberkus- 
tos des Landesmuseums, Dr. T., zuvor als Händlerin 
nicht bekannt war und er nur den Hinweis seines Tipp- 
gebers und keine Referenzen eingeholt hatte, nach den 
Einschätzungen des Sachverständigen auf eine gewis- 
se Risikobereitschaft im Umgang mit der Händlerin hin- 
weisen. Doch reicht das nicht zur Begründung der Bös- 
gläubigkeit, auch wenn der Verkauf im Appartement 
von M. stattgefunden hat und nicht in Geschäftsräu- 
men. Der ehemalige Generaldirektor des Louvre, R., 
hat als Ergebnis seiner für den Sachverständigen ein- 
geholten Erkundigungen bei Händlern und Auktions- 
häusern zum Status von M. mitgeteilt, dass ihm nie- 
mand dazu Genaueres habe sagen können, bei allen 
aber Einigkeit bestanden habe, dass sie ihr Geschäft 
schon lange in Paris ausgeübt habe. Zudem seien ihr 
den Nachforschungen des Sachverständigen zufolge 
die Gepflogenheiten des Kunsthandels bekannt gewe- 
sen. Das Händlerprofil von M. beurteilt der Sachver- 
ständige als das eines „private dealer“. Auf einem Relief 
(der Wert war 1971 mit 250.000 DM angegeben), das 
aufgrund einer Stiftung 1971 im Louvre ausgestellt ist, 
befindet sich der Hinweis „früher Sammlung P.“. Diese 
Umstände sprechen dafür, dass es sich bei M. um 
einen der in Frankreich existierenden privaten und of- 
fenbar untadeligen Kunsthändler gehandelt hat. Das 
aber widerspricht dem geschilderten positiven Eindruck 
von M., den Dr. T. aufgrund der Adresse und der Lage 
ihres Appartments, der Vielzahl der zu verkaufenden 
Bilder und ihrem bekundeten Sachverstand hatte, in 
keiner Weise. Folglich handelt es sich weder bei der 
Person der Händlerin noch dem Verkaufsort um Um- 
stände, die „mit Deutlichkeit“ und „auffallend“ gegen das 
Eigentum sprechen.

Die Nachfrage des Oberkustos des Nds. Landesmuse- 
ums bei der Besichtigung in Paris bei M., ob das Ge- 
mälde aus dem Besitz von MO. in Bologna komme und 
die Verneinung von M. sowie ihre Erklärung, es komme 
von einem privaten Kunstsammler, den sie nicht benen- 
nen könne, ist dem Gutachten zufolge kein besonders
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auffäNiger Umstand, der Zweifel am Eigentumserwerb 
begründet. Denn für den Handel mit älteren Meistern ist 
dem Sachverständigengutachten zufolge eine Zurück- 
haltung der Provenienz-Darlegung lebensnotwendig. Es 
wäre schlichtweg geschäftsschädigend, wenn ein 
Händler als kostenlose Draufgabe auf das zu veräu- 
ßernde Kunstwerk Marktaspekte weitergeben würde, 
insbesondere das Wissen, wo und welches Kunstobjekt 
„locker“ sitzt, denn dies ist sein eigentliches Kapital. Ab- 
gesehen davon würde bei Offenlegung des unmittelba- 
ren Vorbesitzers dem Kunden Einblick in die Preisbe- 
messung des Weiterverkaufs und den Status der Ware 
- Eigenbesitz, Anteilsbesitz, Kommissionsstück - ge- 
währt. Vielfach sind es auch Auflagen des Einlieferers, 
die den Händler zur Diskretion verpflichten.

Dem Gutachten zufolge handelt es sich bei der Samm- 
lung MO. nicht um eine solche von „Weltgeltung“. Dass 
das Landesmuseum beim Erwerb des Gemäldes 1985 
keine Auskünfte bei der Pinacoteka Colonia oder der für 
die Provinz Emilia Romana zuständigen Suprentenden- 
za über die Sammlung MO. und deren Schicksal einge- 
holt hat, ist daher nicht zu beanstanden.

Dass das Nds. Landesmuseum M. nicht als Vorbesitze- 
rin des Gemäldes in ihren Katalogen genannt hat, ist 
nicht ungewöhnlich. Vielmehr ist es dem Gutachten zu- 
folge bei Museen üblich, in Verbindung mit Katalogar- 
beiten den unmittelbaren Vorbesitz eines Werkes der 
Forschung und dem interessierten Publikum vorzuent- 
halten, sofern es sich um eine Alltagsadresse handelt, 
eine Herkunft von Rang und Bedeutung wird dagegen 
gern angegeben.

Die Aufbewahrung des Gemäldes in einem Banksafe ist 
dem Sachverständigen zufolge bei Händlern und priva- 
ten Sammlern eine häufig in Anspruch genommene 
Maßnahme der Sicherstellung auf Zeit. Dies ist dem 
Sachverständigen aus eigener Erfahrung bekannt, weil 
er selbst aus fachlichem Interesse und zum Zweck des 
Erwerbs mehrfach Bilder in Banken oder bei größeren 
Bildern in Wertdepots von Spediteuren in Augenschein 
genommen hat. Ein Verdachtsmoment ergibt sicht dar- 
aus nicht.

Das Fehlen des Rahmens beim Verkauf des Bildes ist 
nach dem Sachverständigengutachten kein Umstand, 
der bei der Begutachtung des Bildes vor Ort zu denken 
hätte geben müssen. Auch wenn ein professioneller 
Händler schon wegen des verkaufsentscheidenden ers- 
ten Eindrucks es vermeiden wird, einem Kunden ein 
Stück älterer Malerei ohne Rahmen vorzustellen, so ist 
es dem Gutachten zufolge durchaus nicht ungewöhn- 
lich, Fachleuten und fachlich qualifizierten Sammlern, 
die über ausreichendes Abstraktionsvermögen verfü- 
gen, Gemälde auch ohne den sog. „Stummen Diener“ 
zur Ansicht vorzulegen.

Den Ankaufspreis von 328.400,00 DM hält der Sachver- 
ständige zwar für äußerst günstig und daher für nach- 
vollziehbar, dass Verhandlungen, um den Preis noch 
günstiger zu gestalten, zu keinem Ergebnis geführt ha- 
ben. Zwar hätte die Verkäuferin dem Gutachten zufolge 
bei einer Veräußerung über den internationalen Handel

einen höheren Preis erzielen können. Andererseits 
rechtfertigt ein fehlender Rahmen, ohne den das Bild 
nicht ausgestellt werden kann, einen Preisnachlass. 
Dass die Berliner Gemälde-Galerie 1979 beim Erwerb 
des Tiepolos „Abschied des Rinaldo von Armida“ 
780.000,00 DM für ein relativ kleines Bild gezahlt hat, 
lässt nicht den Schluss zu, dass es sich bei dem von M. 
verlangten Kaufpreis für das vom beklagten Land er- 
worbene Gemälde um einen derart günstigen Preis 
handelt, dass der Erwerber Verdacht hätte schöpfen 
müssen. Denn nach den Ausführungen des Sachver- 
ständigen handelte es sich bei dem von der Gemälde- 
Galerie angekauften Bild um das Gegenstück zu einem 
bereits im Altbestand des Hauses befindlichen Bild, wo- 
bei die Malweise dort detailliert und das Kolorit von ju- 
welenhafter Leuchtkraft ist. Das streitgegenständliche 
Gemälde ist damit nicht vergleichbar. Der von der 
Händlerin 1984 verlangte Preis war somit nicht derart 
ungewöhnlich niedrig, dass der Oberkustos an der ta- 
dellosen Herkunft des Gemäldes hätte zweifeln müs- 
sen.

Dass die von M. ausgestellte Rechnung (Bl. 23 d. A.) 
mit der privaten Absenderadresse und hergestellt mit- 
tels zweier unterschiedlicher Schreibmaschinen gepaart 
mit Tippfehlern und der Schwärzung einer überflüssigen 
Null im Kaufpreis und damit keinen guten Eindruck 
macht, reicht nicht zur Begründung von Verdachtsmo- 
menten. Denn das Papier enthält unmissverständlich 
alle Angaben, die für eine Abrechnung erforderlich sind.

Die von der Verkäuferin angegebene Bankverbindung 
in Luxemburg, an die der Kaufpreis zu überweisen war, 
ist dem Gutachten zufolge nicht ungewöhnlich. Auch 
andere Standorte, die Schweiz, Monte Carlo, Grand 
Cayman usw. gewähren Vorteile, die vom professionel- 
len wie auch vom privaten Handel genutzt werden.

Die einfache Inrechnungstellung des Tiepolo ohne den 
Abschluss eines gesonderten Kaufvertrages ist nach 
dem Gutachten des Sachverständigen Prof. K. kein 
Grund zur Beanstandung. Auch die Berliner Gemälde- 
Galerie hat Einkäufe zu weitaus höheren Beträgen noch 
in jüngster Zeit gegen einfache Fakturierung getätigt, 
ebenso wie andere Häuser der staatlichen Museen in 
Berlin. Eine vertragliche Absicherung des Erwerbs war 
damals und ist nach wie vor nicht die Regel bei öffentli- 
chen Sammlungen.

Zwar meint der Sachverständige, die Nachfrage bei B. 
bezüglich der Export-Genehmigungen für das Gemälde, 
dessen letzte Provenienzangabe Bologna (Italien) lau- 
tete und ihre Antwort, mit dem Hinweis, dass sich das 
Bild schon seit längerem in Frankreich befinde, hätte 
wegen der ausweichenden Beantwortung zu weiterge- 
hender Präzisierung Anlass geben müssen. Dabei ist 
der Sachverständige aber nicht von der vom beklagten 
Land genannten Antwort ausgegangen, wonach M. die 
Frage bejaht hat mit dem Hinweis darauf, dass sich das 
Bild schon seit längerem in Frankreich befinde. Eine 
ausweichende Beantwortung ist darin nicht zu erken- 
nen, so dass sich eine Nachfrage zur Präzisierung er- 
übrigt.
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Nach dem Sachverständigengutachten ist im Ge- 
schäftsverkehr mit dem professionellen Handel eine 
Vorlage bzw. schriftliche Bestätigung der Export-Lizenz 
nicht üblich. Auf Anfrage der Museen reicht die mündli- 
che Zusicherung aus.

Eine Verpflichtung des Oberkustos zur Überprüfung der 
Einhaltung der Exportformalitäten für den Transport von 
Italien nach Frankreich bestand daher nicht. Eine kon- 
krete Verdachtsituation, die weitere Erkundigungs- oder 
Prüfungspflichten im Hinblick auf das Eigentum des 
Veräußerers rechtfertigen würden, ergibt sich daher 
nicht aus den Exportformalitäten Italien/Frankreich.

Dass bei einem Transport des Gemäldes von Paris 
nach Hannover (auf Veranlassung der Verkäuferin oder 
des Käufers durch einen Kunstspediteur) dem Gutach- 
ten zufolge Exportpapiere erforderlich waren und Ein- 
fuhrumsatzsteuer zu entrichten war, ist unerheblich. 
Denn wie bereits oben ausgeführt, ist nach dem Sach- 
verständigengutachten im Geschäftsverkehr mit dem 
professionellen Handel eine Vorlage bzw. schriftliche 
Bestätigung der Export-Lizenz nicht üblich, auf Anfrage 
der Museen reicht die mündliche Zusicherung aus. Bei 
der Einfuhrumsatzsteuer handelt es sich nicht um einen 
Umstand, der gegen das Eigentum bzw. die Berechti- 
gung der Händlerin zum Verkauf spricht. Die Exportfor-

malitäten können - wie auch dem Gutachten zu entneh- 
men ist - sowohl vom Verkäufer als auch vom Käufer 
erledigt werden.

Dass bei dem Ankauf des Gemäldes dem Erwerber 
Umstände bekannt gewesen sind, die mit Deutlichkeit 
und auffallender gegen das Eigentum des Veräußerers 
sprechen, ergibt sich weder aus einzelnen Umständen 
noch aus der Gesamtschau. Dabei ist vielmehr als Um- 
stand, der für eine untadelige Händlerin spricht, noch zu 
berücksichtigen, dass sie offenbar keine Eile hatte, das 
Gemälde zu verkaufen; nach der Besichtigung 1984 er- 
folgte der Verkauf erst im April 1985.

Der Fall ist nicht vergleichbar mit einer Entscheidung 
des BGH zum Erwerb eines Kunstwerkes unter unge- 
wöhnlichen Umständen (BGH-Warneyer Rechtspre- 
chung 1973). Im Gegensatz zu dem dortigen Fall, geht 
es hier nicht um Sicherungseigentum. Dort war Verkäu- 
fer ein bis dahin völlig unbekannter junger griechischer 
Student, hier aber handelt es sich hier um eine kunst- 
verständige private Händlerin mit zahlreichen Bildern 
und Ausstellungsstücken in ihrem Appartement. Ein 
grobes Missverhältnis zwischen dem Wert des Gemäl- 
des und dem Kaufpreis ist nicht festzustellen.

II. Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf 
den §§ 91,709, 108 ZPO

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof München,
7. Senat, Beschl. v. 13.04.2010 - 7 CE 10.258 (Guatemala)* 
Kulturgüterrückgabegesetz (UNESCO-Übereinkommen)

Tenor

I. Die Beschwerde wird zurückgewiesen.

II. Die Antragstellerin trägt die Kosten des Beschwerde- 
verfahrens einschließlich der außergerichtlichen Kosten 
des Beigeladenen.

III. Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 
2.500 Euro festgesetzt.

Gründe

I. Die Antragstellerin begehrt im Wege einer einstweili- 
gen Anordnung die Anhaltung derzeit in Bayern befindli- 
cher archäologischer Fundstücke des guatemalteki- 
schen Kulturerbes nach dem Kulturgüterrückgabege-

Vgl. auch BayVGH, Beschl. v. 16.04.2010 - 7 CE 10.354 (Kolum- 
bien); VG München, 17. Kammer, Beschl. v. 16.04.2010 - M 17 E 
09.4958 (Mexiko); VG München 17. Kammer, Beschl. v. 
25.01.2010 - M 17 E 09.5962 (Kolumbien).

setz. Aufgrund einer Beschlagnahmeanordnung der 
Staatsanwaltschaft München I, bestätigt durch Be- 
schluss des Amtsgerichts München vom 24. April 2008, 
wurde am 23. April 2008 in den Räumlichkeiten einer 
Münchner Spedition eine große Anzahl archäologischer 
Fundstücke (so genannte „Sammlung Patterson“) be- 
schlagnahmt. Der Beschlagnahme lag ein internationa- 
les Rechtshilfeersuchen wegen des Verdachts der ille- 
galen Einfuhr der Kunstsammlung nach Deutschland 
durch den Beigeladenen zugrunde. Die Fundstücke ka- 
men aus Santiago de Compostela, Spanien, wo sie be- 
reits 1997 Teil der Ausstellung „der Geist des prähispa- 
nischen Amerikas, 3000 Jahre Kultur“ waren. Am 22. 
Juni 2009 wurde der Botschaft der Antragstellerin in 
Deutschland über das Auswärtige Amt eine CD des 
Bayerischen Landeskriminalamts mit einer Bestands- 
aufnahme und einem Fotoregister der sichergestellten 
Stücke übergeben. Daraufhin bat die Antragstellerin auf 
diplomatischen Wege beim Auswärtigen Amt der Bun- 
desrepublik Deutschland wiederholt um die Rückgabe 
von 369 Objekten, die Teil des prähispanischen Kultur- 
erbes von Guatemala seien.



Kunstrechtsspiegel 03/10 - 133 -

Am 13. Oktober 2009 beantragte die Antragstellerin 
beim Bayerischen Verwaltungsgericht München, den 
Antragsgegner im Wege einer einstweiligen Anordnung 
zu verpflichten, die Anhaltung der 369 im einzelnen auf- 
gelisteten archäologischen Fundstücke, die gemeinsam 
mit anderen archäologischen Fundstücken am 23. April 
2008 beschlagnahmt wurden, anzuordnen. Es bestehe 
der dringende Verdacht, dass die Kulturgüter unrecht- 
mäßig aus der Republik Guatemala ausgeführt worden 
seien. Zudem bestehe der für eine Anhaltung erforderli- 
che Rückgabeanspruch nach dem Kulturgüterrückgabe- 
gesetz. Die Anordnung der Anhaltung sei dringlich, da 
die Beschlagnahme der Sammlung voraussichtlich am 
14. Oktober 2009 aufgehoben werde. Mit Beschluss 
vom 14. Oktober 2009 verpflichtete das Verwaltungsge- 
richt München den Antragsgegner, bis zu einer Ent- 
scheidung des Gerichts im anhängigen Verfahren die 
beantragte Anhaltung anzuordnen. Diesen Beschluss 
kam das Bayerische Staatsministerium für Wissen- 
schaft, Forschung und Kunst am 16. Oktober 2009 
nach. Mit Beschluss vom gleichen Tage hob das Amts- 
gericht München die Beschlagnahme vom April 2008 
auf, da die Voraussetzungen der Beschlagnahme für 
Zwecke der internationalen Rechtshilfe in strafrechtli- 
chen Angelegenheiten entfallen seien.

Mit Beschluss vom 25. Januar 2010 lehnte das Verwal- 
tungsgericht München den Antrag auf Erlass einer 
einstweiligen Anordnung ab. Die Voraussetzungen für 
die Anordnung der Anhaltung nach § 8 Abs. 2 des Kul- 
turgüterrückgabegesetzes (KultGüRückG) lägen nach 
summarischer Prüfung nicht vor. Zwar bestehe der drin- 
gende Verdacht der unrechtmäßigen Verbringung der 
streitgegenständlichen Kulturgüter in das Bundesgebiet. 
Die Antragstellerin habe jedoch keinen Rückgabean- 
spruch gemäß § 6 Abs. 2 KultGüRückG glaubhaft ma- 
chen können. Die Antragstellerin habe die archäologi- 
schen Fundstücke nicht binnen Jahresfrist vor ihrer Ver- 
bringung nach Spanien bzw. in die Bundesrepublik 
Deutschland als besonders bedeutsam im Sinne des § 
6 Abs. 2 Satz 2 KultGüRückG bezeichnet. Es handle 
sich auch nicht um vor ihrer Verbringung unbekannte 
Gegenstände, die binnen Jahresfrist nach Kenntnisnah- 
memöglichkeit von ihrer Existenz als besonders bedeut- 
sam bezeichnet worden seien. Insbesondere reiche 
hierfür der Beschluss des guatemaltekischen Ministeri- 
ums für Kultur und Sport vom 24. September 2009 nicht 
aus. Am 24. September 2009 sei die Jahresfrist bereits 
abgelaufen gewesen, für deren Beginn die Möglichkeit 
der Erlangung der Kenntnis von den Kulturgütern maß- 
geblich sei. Bereits 1997 seien die archäologischen 
Fundstücke im Rahmen einer öffentlich zugänglichen 
Ausstellung gezeigt worden; noch dazu in Kombination 
mit dem Vorhandensein eines Ausstellungskataloges 
hätten die Behörden des Herkunftsstaates die Möglich- 
keit einer Kenntnisnahme gehabt. Zudem hätte im Jahr 
2007 erneut die Möglichkeit bestanden von den Gegen- 
ständen Kenntnis zu nehmen. Die spanische Polizei 
habe nämlich bereits im Februar 2007 die gesamte in 
Spanien lagernde „Sammlung Patterson“ in einer Licht- 
bildmappe zusammengestellt sowie eine CD erstellt

und via Interpol allen betroffenen Ländern zur Verfü- 
gung gestellt. Auf dieser CD seien bis auf die Fund- 
stücke Foto Nr. 456, LKA Nr. 205 und Foto Nr. 1431, 
LKA Nr. 378 alle weiteren von der Antragstellerin gefor- 
derten Gegenstände enthalten. Weiterhin dürften aus- 
weislich der Verwaltungsakten die Informationen der 
spanischen Behörden letztlich auch Basis eines offen- 
sichtlich bereits seit 2007 anhängigen Verfahrens 
1.409-2007 vor dem Gericht erster Instanz in Strafsa- 
chen, für Rauschgifttaten und Straftaten gegen die Um- 
welt Sacatepequez sein. Zudem habe die Antragstelle- 
rin selbst im April 2008 via Interpol ein Schreiben an die 
Deutschen Behörden übermittelt, welches ebenfalls be- 
reits eine Auflistung eines Großteils der streitgegen- 
ständlichen Fundstücke (ca. 300) enthalte; bezüglich 
dieser sei mithin nicht nur von einer Möglichkeit der 
Kenntnisnahme, sondern von Kenntnis seitens der gua- 
temaltekischen Behörden auszugehen.

Soweit überhaupt noch angenommen werden könne, 
dass bezüglich der streitgegenständlichen Kulturgüter 
im September 2009 die Möglichkeit bestanden hätte, 
sie noch „nachträglich“ als besonders bedeutsam zu 
bezeichnen, sei diese nicht genutzt worden. Die laut 
Antragstellerin durch Beschluss des Kultur- und Sport- 
ministeriums vom 24. September 2009 durch Aufnahme 
in das Verzeichnis der Kulturgüter des Staates Guate- 
mala vorgenommene nachträgliche Bezeichnung als 
besonders bedeutsam entspreche nicht den Anforde- 
rungen des § 6 Abs. 2 Satz 2, 3 KultGüRückG. Insbe- 
sondere sei weder dargelegt noch nachgewiesen wor- 
den, dass das betreffende Verzeichnis im Bundesgebiet 
frei zugänglich sei.

Gegen diesen Beschluss wendet sich die Antragstelle- 
rin mit ihrer Beschwerde. Nach § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
und 2 KultGüRückG sei jeder Gegenstand geschützt, 
der vor seiner Verbringung als besonders bedeutsam 
bezeichnet worden sei. Hierbei genüge es, wenn das 
Verfahren zur Bezeichnung eingeleitet sei, sofern dies 
öffentlich bekannt gemacht worden sei. Art. 7 des UN- 
ESCO-Übereinkommens über Maßnahmen zur Verhin- 
derung der verbotenen Einfuhr, Ausfuhr und Eigen- 
tumsübertragung von Kulturgütern fordere lediglich die 
Eintragung des zurückzuführenden Objekts in der In- 
ventarliste der betroffenen Institution. Zwar werde die 
Errichtung eines nationalen Verzeichnisses empfohlen; 
dies bleibe allerdings jedem Staat freigestellt, sei also 
keine bindende Verpflichtung. Die Antragstellerin führe 
ein nationales Verzeichnis, in dem u.a. auch alle ar- 
chäologischen Ausgrabungen aufgeführt seien. Die An- 
tragstellerin habe auch nicht im Februar 2007 in Form 
einer von der spanischen Polizei gefertigten Lichtbild- 
mappe Kenntnis erhalten. Die Antragstellerin sei im 
Jahr 2007 durch den Kurator des Museo del Hombre 
Dominicano benachrichtigt worden, dass die Polizei in 
Galizien, in einem vom Beigeladenen gemieteten De- 
pot, eine Vielzahl von prähispanischen Fundstücken si- 
chergestellt habe. Der Kurator habe dieser Benachrich- 
tigung Fotografien von 491 prähispanischen Fund- 
stücken beigefügt. Anhand dieser Fotos hätten erstmals
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124 der 491 Fundstücke als Teil des guatemaltekischen 
Maja-Kulturerbes identifiziert werden können. Diese 
Stücke seien am 24. September 2007 vom Leiter des 
Registers der Kulturschätze der Generaldirektion des 
Kultur- und Naturerbes beim Kultur- und Sportministeri- 
um vorläufig registriert worden. Zudem sei festgestellt 
worden, dass noch andere Fundstücke existierten, de- 
ren Echtheit jedoch noch an Ort und Stelle hätte über- 
prüft werden müssen. Zu einer Begutachtung sei es je- 
doch nicht mehr gekommen, da die Fundstücke illegal 
aus Spanien verbracht worden seien. Bis heute sei 
nicht geklärt worden, inwieweit es sich bei den streitge- 
genständlichen 369 Fundstücken tatsächlich um Origi- 
nale handle. Es entspreche dem Sinn des Gesetzes 
und dem Geist der UNESCO-Konvention, bis zur end- 
gültigen Klärung der Authentizität der Objekte von dem 
Erfordernis abzusehen, diese Objekte in ein öffentlich 
zugängliches Verzeichnis einzutragen bzw. die Frist für 
eine solche Eintragung angemessen zu verlängern.

Von offizieller Stelle habe die Antragstellerin erstmals 
am 19. Juni 2009 durch die Übergabe der CD des Lan- 
deskriminalamts eine Dokumentation der sichergestell- 
ten Fundstücke erhalten. Bereits im Jahr 2007 seien 
Rechtshilfeanträge und zwar auch über Interpol gestellt 
worden, in denen zumindest 123 Fundstücke als Kultur- 
gut im Sinne der UNESCO-Konvention erklärt und da- 
mit auch öffentlich als solche bekannt gegeben worden 
seien. Dabei handle es sich um die Fundstücke, die an 
Hand der 491 Fotografien als voraussichtliche Originale 
identifiziert hätten werden können.

Was das Erfordernis der öffentlichen Zugänglichkeit ei- 
nes Verzeichnisses angehe, sei dies nach einhelliger 
Expertenmeinung derzeit völlig unrealistisch. Aus Si- 
cherheits- und konservatorischen Gründen hielten die 
Museen und Institutionen ihre vollständigen Verzeich- 
nisse größtenteils unter Verschluss. Die Sicherheit, die 
durch die Aufnahme in ein öffentliches Verzeichnis ge- 
währleistet werden solle, sei vorliegend bereits durch 
die Rechtshilfeanträge der Staatsanwaltschaft Guate- 
mala an die spanischen und deutschen Behörden, de- 
nen entsprechende Verzeichnisse beigefügt gewesen 
seien, gegeben gewesen. Im Ergebnis werde das Kul- 
turgüterrückgabegesetz in seiner derzeitigen Form Fäl- 
len wie dem vorliegenden in keiner Weise gerecht.

Die Antragstellerin beantragt,

den Beschluss des Bayerischen Verwaltungsgerichts 
München vom 25. Januar 2010 aufzuheben und den 
Antragsgegner zu verpflichten, die Anhaltung der im 
Verzeichnis des archäologischen Gutachtens vom 7. 
August 2009 angeführten 369 archäologischen Fund- 
stücke des guatemaltekischen Kulturerbes, die gemein- 
sam mit anderen archäologischen Fundstücken im April 
2008 von den deutschen Zollbehörden beschlagnahmt 
wurden, anzuordnen.

Der Antragsgegner beantragt, die Beschwerde zurück- 
zuweisen.

Nicht das Kulturgüterübereinkommen sondern das Kul- 
turgüterrückgabegesetz sei die hier maßgebliche deut- 
sche Rechtsgrundlage. Deren Auslegung durch das 
Verwaltungsgericht sei nicht unvertretbar restriktiv. Es 
bestehe kein Anspruch der Antragstellerin auf Begut- 
achtung. § 12 Abs. 1 KultGüRückG sei eine reine Auf- 
gabennorm. Aus Art. 5 Buchstabe b des UNESCO- 
Übereinkommens vom 14. November 1970 ergebe sich 
ausdrücklich und unmissverständlich die Pflicht, ein 
Verzeichnis des national wertvollen Kulturguts in jedem 
Vertragsstaat zu führen. Der Antragsgegner habe we- 
der von dem ausdrücklich in § 6 Abs. 2 Satz 3 Kult- 
GüRückG normierten Erfordernis eines öffentlich zu- 
gänglichen Verzeichnisses absehen können, noch die 
ebenfalls ausdrücklich geregelte Frist für eine nachträg- 
liche Eintragung nach eigenem Ermessen verlängern 
können. Jedenfalls sei die Jahresfrist ab möglicher 
Kenntnisnahme nicht eingehalten. Zudem seien an die 
öffentliche Bekanntmachung der Einleitung des Be- 
zeichnungsverfahrens im Interesse der Rechtssicher- 
heit als ratio der Norm dieselben Anforderungen zu stel- 
len wie an die Publizität eines Verzeichnisses gemäß § 
6 Abs. 2 Satz 2 KultGüRückG. Die Bekanntmachung 
müsste daher im Bundesgebiet ohne unzumutbare Hin- 
dernisse öffentlich zugänglich sein, insbesondere käme 
eine Einstellung in das Internet in Betracht.

Entgegen der Auffassung der Antragstellerin gehe es 
dem Kunsthandel um Rechtssicherheit dahingehend, 
ab einem gewissen Zeitpunkt nicht mehr dem Risiko 
von Rückgabeansprüchen ausländischer Staaten aus- 
gesetzt zu sein. Absurd sei die Auffassung, wonach mit 
der Übermittlung eines Rechtshilfeersuchens samt Auf- 
listung der zurückgeforderten Gegenstände über Inter- 
pol an deutsche Behörden dem Erfordernis eines öf- 
fentlichen Verzeichnisse Genüge getan sei.

Der Beigeladene schließt sich den Ausführungen des 
Antragsgegners an und beantragt, die Beschwerde zu- 
rückzuweisen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streit- 
standes wird auf die Inhalt der Gerichtsakten und der 
vorgelegten Verwaltungsakten Bezug genommen.

II. Die zulässige Beschwerde ist nicht begründet.

1. Das Verwaltungsgericht hat den Antrag nach § 123 
Abs. 1 VwGO zu Recht abgelehnt, da die Antragstelle- 
rin einen Anordnungsanspruch auf Anhaltung archäolo- 
gischer Fundstücke nach dem Kulturgüterrückgabege- 
setz nicht glaubhaft machen konnte (§ 123 Abs. 3 
VwGO i.V.m. § 920 Abs. 2, § 294 ZPO). Die dargeleg- 
ten und vom Senat allein geprüften Beschwerdegründe 
(vgl. § 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO) rechtfertigen keine an- 
dere Entscheidung.
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Nach § 8 Abs. 2 Satz 1 des Kulturgüterrückgabegeset- 
zes (KultGüRückG) ordnen die zuständigen Behörden 
die Anhaltung von Kulturgut an, wenn der dringende 
Verdacht besteht, dass es unrechtmäßig aus einem an- 
deren Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder Ver- 
tragsstaat in das Bundesgebiet verbracht worden und 
an diesen Staat zurückzugeben ist. Gemäß § 8 Abs. 5 
Satz 4 KultGüRückG ist der Rückgabeanspruch glaub- 
haft zu machen. Nach summarischer Prüfung fehlt es 
im vorliegenden Fall jedoch an der Glaubhaftmachung 
eines Rückgabeanspruchs nach § 6 Abs. 2 Kult- 
GüRückG. Diese Bestimmung lautet:

„(2) Ein unrechtmäßig nach dem 26. April 2007 aus 
dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats in das Bundes- 
gebiet verbrachter Gegenstand ist dem Vertragsstaat 
auf sein Ersuchen zurückzugeben, wenn

1. dieser Gegenstand vor der Verbringung oder im Fall 
von archäologischen Gegenständen, die vor der Ver- 
bringung unbekannt waren, innerhalb eines Jahres, 
nachdem die zuständige Behörde des betroffenen Ver- 
tragsstaats von dem Gegenstand Kenntnis erlangen 
konnte, von dem ersuchenden Vertragsstaat aus religi- 
ösen oder weltlichen Gründen als für die Archäologie, 
Vorgeschichte, Geschichte, Literatur, Kunst oder Wis- 
senschaft besonders bedeutsam bezeichnet wurde 
oder ein Verfahren zur Bezeichnung eingeleitet und die 
Einleitung des Verfahrens öffentlich bekannt gemacht 
wurde und

2. der Gegenstand einer der in Art. 1 des Kulturgutüber- 
einkommens genannten Kategorien angehört.

Als „besonders bedeutsam bezeichnet“ im Sinne von 
Satz 1 Nr. 1 gilt ein Gegenstand, wenn er individuell 
identifizierbar von einem anderen Vertragsstaat in ein 
Verzeichnis des bedeutenden öffentlichen und privaten 
Kulturgutes aufgenommen worden ist. Das Verzeichnis 
muss im Bundesgebiet ohne unzumutbare Hindernisse 
öffentlich zugänglich sein. Lässt sich nicht klären, ob 
ein Gegenstand, der vor dem 26. April 2007 als beson- 
ders bedeutsam im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 bezeich- 
net worden ist, vor oder nach diesem Tag ins Bundes- 
gebiet verbracht worden ist, so gilt er als nach diesem 
Tag ins Bundesgebiet verbracht.“

Das Verwaltungsgericht ging zu Recht davon aus, dass 
die Voraussetzungen für einen Rückgabeanspruch 
nach dieser Vorschrift in mehrerlei Hinsicht nicht erfüllt 
sind.

a) Die im vorliegenden Verfahren maßgebliche Rechts- 
grundlage ist das Kulturgüterrückgabegesetz. Die völ- 
kerrechtlichen Verpflichtungen aus dem UNESCO-Kul- 
turgutübereinkommen vom 14. November 1970 (vgl. 
Gesetz zu dem Übereinkommen vom 14.11.1970 über 
Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der rechts- 
widrigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kultur- 
gut vom 20. April 2007, BGBl II S. 626) sind nicht unmit-

telbar anwendbar, sondern wurden durch das Kulturgü- 
terrückgabegesetz vom 18. Mai 2007 (BGBl I 2007, 
757) in nationales Recht umgesetzt (vgl. dazu Begrün- 
dung zum Gesetzentwurf BT-Drs. 16/1371 S. 12). Im 
Übrigen stützt auch die Antragstellerin selbst ihren gel- 
tend gemachten Anspruch ausdrücklich auf § 8 Abs. 2 
i.V.m. § 6 Abs. 2 KultGüRückG. Demgegenüber wäre 
dem UNESCO-Übereinkommen auch keine konkrete, 
unmittelbar anwendbare Anspruchsgrundlage zu ent- 
nehmen.

Zwar ist nach allgemeiner Meinung eine völkerrechts- 
freundliche Interpretation des nationalen Rechts gebo- 
ten (vgl. Jarass in Jarass/Pieroth, GG, 10. Aufl. 2009, 
RdNr. 4 zu Art. 25 m.w.N.), d.h. dass Gesetze mög- 
lichst im Einklang mit den völkerrechtlichen Verträgen 
auszulegen sind (vgl. auch Herdegen, Völkerrecht, 7. 
Aufl. 2008, RdNr. 21 zu § 22 m.w.N.). Jedoch darf im 
Wege der Auslegung einem nach Wortlaut und Sinn 
eindeutigen Gesetz nicht ein entgegengesetzter Sinn 
verliehen, der normative Gehalt der auszulegenden 
Norm nicht grundlegend neu bestimmt und das gesetz- 
geberische Ziel nicht in einem wesentlichen Punkt ver- 
fehlt werden (BVerfG vom 11.6.1980 BVerfGE 54, 
277/299).

b) Die streitgegenständlichen Kulturgüter sind nicht bin- 
nen eines Jahres nach Möglichkeit der Kenntnisnahme 
im Sinne des § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Satz 2 Kult- 
GüRückG als besonders bedeutsam bezeichnet wor- 
den.

Wie das Verwaltungsgericht in der angefochtenen Ent- 
scheidung zutreffend ausgeführt hat, läuft die Jahres- 
frist von der Möglichkeit der Kenntnisnahme an. Dies 
ergibt sich auch bei völkerrechtsfreundlicher Interpreta- 
tion des Gesetzes (vgl. oben a) aus dem eindeutigen 
und unmissverständlichen Wortlaut des § 6 Satz 1 Abs. 
2 Nr. 1 KultGüRückG („innerhalb eines Jahres, nach- 
dem die zuständige Behörde.... Kenntnis erlangen 
konnte“). Bereits im Jahr 1997 waren nahezu alle streit- 
gegenständlichen Kulturgüter in Spanien im Rahmen 
der Ausstellung „Der Geist des prähispanischen Ameri- 
kas, 3000 Jahre Kultur“ im Museo do Pobo Galego und 
in der Kirche San Domingos de Banaval gezeigt bzw. 
im dazugehörigen Ausstellungskatalog abgebildet wor- 
den. Damit war für die Antragstellerin die Möglichkeit ei- 
ner Kenntnisnahme gegeben. Eine weitere umfassende 
Möglichkeit der Kenntnisnahme bot sich für die Antrag- 
stellerin im Jahre 2007. Im Februar 2007 hatte die spa- 
nische Polizei nämlich die gesamte „Sammlung Patter- 
son“ in einer Lichtbildmappe zusammengestellt und auf 
dem Interpolwege an alle betroffenen Länder übermit- 
telt (vgl. Bl. 300 der Verwaltungsakten). Zwar bestreitet 
die Antragstellerin dies, da in dem Vermerk der spani- 
schen Polizei die „beteiligten Staaten“ nicht explizit be- 
nannt worden seien. Jedoch gibt es keinen Anhalts- 
punkt dafür, dass und warum gerade die Antragstellerin 
nicht zu den Adressaten dieser Übermittlung gehört ha- 
ben soll. Zudem räumt die Antragstellerin selbst ein, 
dass sie im Jahr 2007 durch den Kurator des „Museo
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del Hombre Dominicano“ unter Übersendung der Foto- 
grafien von 491 prähispanischen Fundstücken von der 
Sicherstellung einer Vielzahl prähispanischer Fund- 
stücke durch die spanische Polizei unterrichtet wurde. 
Ferner führt die Antragstellerin in ihrer Beschwerdebe- 
gründung selbst aus, dass ein Teil (124) dieser 491 
Fundstücke am 24. September 2007 unter der Amts- 
nummer 39-07/PH vom Leiter des Registers der Kultur- 
schätze der Generaldirektion des Kultur- und Naturer- 
bes beim Kultur- und Sportministerium vorläufig regis- 
triert worden sei; ein Antrag auf Überprüfung anderer 
Fundstücke sei bereits 2007 durch die Staatsanwalt- 
schaft der Republik Guatemala bei den spanischen Be- 
hörden gestellt worden. Schließlich übermittelte die An- 
tragstellerin den deutschen Behörden via Interpol ein 
Schreiben der Staatsanwaltschaft Guatemala vom 24. 
April 2008 (Bl. 45 ff. der Verwaltungsakten), das sich 
mit einem aus Spanien ausgeführten Posten von ca. 
300 Gegenständen befasst, die Teil des Kulturerbes der 
Republik Guatemala seien. Zudem wurde in diesem 
Schreiben mitgeteilt, dass hinsichtlich dieser ca. 300 
Gegenstände offenbar bereits 2007 ein gerichtliches 
Verfahren wegen illegaler Ausfuhr von Kulturgütern und 
anderem (vgl. „Causa 1.409-2007“) eingeleitet wurde 
(Bl. 46 der Verwaltungsakten). Demgemäß ist nicht nur 
von einer Möglichkeit der Kenntnisnahme sondern so- 
gar von Kenntnis der Antragstellerin auszugehen.

c) Die Kulturgüter wurden bis heute auch noch nicht 
„als besonders bedeutsam bezeichnet“ im Sinne des § 
6 Abs. 2 Satz 2 KultGüRückG.

Entgegen der Auffassung der Antragstellerin genügen 
die im Jahr 2007 auch über Interpol gestellten Rechts- 
hilfeersuchen mit einer Auflistung der Kulturgüter nicht 
diesen Anforderungen. Nach § 6 Abs. 2 Satz 3 Kult- 
GüRückG muss das Verzeichnis der bedeutenden Kul- 
turgüter im Bundesgebiet ohne unzumutbare Hindernis- 
se öffentlich zugänglich sein. Davon kann bei behör- 
deninternen Ersuchen nicht die Rede sein.

Die Aufnahme der 369 Fundstücke in das Register der 
Kulturgüter der Republik Guatemala durch den Be- 
schluss des Kultur- und Sportministeriums vom 24. 
September 2009 erfolgte zum einen bereits nach Ablauf 
der Jahresfrist und entspricht auch im übrigen nicht den 
Anforderungen des § 6 Abs. 2 Satz 2, 3 KultGüRückG. 
Wie das Verwaltungsgericht bereits im Einzelnen aus- 
geführt hat, hat die Antragstellerin weder dargelegt 
noch nachgewiesen, dass das betreffende Verzeichnis 
im Bundesgebiet ohne unzumutbare Hindernisse öffent- 
lich zugänglich ist. Darauf kann Bezug genommen wer- 
den. Da es jedenfalls an der öffentlichen Zugänglichkeit 
des Verzeichnisses im Bundesgebiet fehlt, kann dahin- 
gestellt bleiben, ob die Abfassung des Verzeichnisses 
in Spanisch der Anforderung des § 6 Abs. 2 Satz 3 Kult- 
GüRückG „ohne unzumutbare Hindernisse“ entspricht 
(vgl. dazu BT-Drs. 16/1371 S. 18, rechte Spalte).

Was die in der Beschwerdebegründung dargestellte, al- 
lerdings nicht näher substantiierte und in der ersten In- 
stanz noch gar nicht erwähnte vorläufige Registrierung 
vom 24. September 2007 (vgl. oben 1. b)) angeht, hat 
auch die Antragstellerin selbst nicht dargelegt, dass die- 
se im Bundesgebiet öffentlich zugänglich sei (vgl. § 6 
Abs. 2 Satz 3 KultGüRückG) oder dass wenigstens die 
Einleitung des Verfahrens zur Bezeichnung als beson- 
ders bedeutsam öffentlich bekannt gemacht worden sei 
(vgl. dazu Solveig Rietschel, Internationale Vorgaben 
zum Kulturgüterschutz und ihre Umsetzung in Deutsch- 
land, S. 141, in: Schriften zum Kulturgüterschutz, De 
Gruyter Recht 2009).

Soweit die Antragstellerin einwendet, die Sicherheit, die 
durch die Aufnahme in ein öffentliches Verzeichnis ge- 
währleistet werden solle, sei bereits durch die Rechts- 
hilfeanträge der Staatsanwaltschaft Guatemala mit ent- 
sprechenden Verzeichnissen gegeben gewesen, ist 
dem zum einem der Wortlaut des Kulturgüterrückgabe- 
gesetzes entgegen zu halten und zum anderen das 
vom Antragsgegner dargestellte Interesse des Kunst- 
handels an Rechtssicherheit. Die Abwägung zwischen 
den Interessen des Kulturgutschutzes und den berech- 
tigten Interessen des Kunsthandels hat der Gesetzge- 
ber vorgenommen (vgl. BT-Drs. 16/1371 S. 12, linke 
Spalte).

Die Antragstellerin kann auch mit ihrem Einwand, der 
deutsche Gesetzgeber gehe mit seinen Anforderungen 
an ein Verzeichnis der Kulturgüter über die Regeln der 
UNESCO-Konvention hinaus, nicht durchdringen. Zum 
einen sind die Bestimmungen des primär maßgeblichen 
Kulturgüterrückgabegesetzes (vgl. oben 1. a)) eindeutig 
und unmissverständlich. Zum anderen ergibt sich aus 
Art. 5 Buchstabe b des UNESCO-Übereinkommens 
vom 14. November 1970 (vgl. BGBl 2007 II S. 630) die 
Verpflichtung der Vertragsstaaten, ein nationales Be- 
standsverzeichnis des bedeutsamen öffentlichen und 
privaten Kulturguts zu führen.

d) Schließlich vermittelt § 12 Abs. 1 Nr. 2 KultGüRückG 
der Antragstellerin auch keinen Anspruch auf Begutach- 
tung der streitgegenständlichen Kulturgüter. Abgesehen 
davon, dass diese Bestimmung der Antragstellerin 
schon nach ihrem Wortlaut keinen Anspruch vermittelt, 
könnten damit auch nicht die gesetzlichen Vorausset- 
zungen der § 8 Abs. 2 bzw. § 6 Abs. 2 KultGüRückG 
modifiziert werden.

2. Nach alldem konnte die Beschwerde nicht zum Erfolg 
führen und war mit der Kostenfolge des § 154 Abs. 2 
VwGO zurückzuweisen. Die Antragstellerin hat billiger- 
weise auch die außergerichtlichen Kosten des Beigela- 
denen zu erstatten, zumal dieser durch seine Antrag- 
stellung selbst ein Kostenrisiko einging (vgl. § 162 Abs.
3, § 154 Abs. 3 VwGO). Die Streitwertfestsetzung ergibt 
sich aus § 47, § 53 Abs. 3 Nr. 1 i.V.m. § 52 Abs. 2 
GKG. Dieser Beschluss ist unanfechtbar, § 152 Abs. 1 
VwGO.
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IFKUR-News

Klage gegen Ungarn vor US-amerikanischen Ge- 
richten
Beigesteuert von Weller 
Thursday, 29. July 2010

Der Spiegel v. 29.07.2010 berichtet: "Die Erben des jü- 
dischen Kunstsammlers Baron Mor Lipot Herzog ver- 
langen von Ungarn die Herausgabe von zur NS-Zeit ge- 
raubten Kunstwerken - seit Jahren ohne Erfolg. Jetzt 
haben sie in den USA Klage eingereicht. Gerichtlich 
wollen die Erben des ungarischen Bankiers und renom- 
mierten jüdischen Kunstsammlers Baron Mor Lipot Her- 
zog die Rückgabe von mehr als 40 geraubten Kunst- 
werken erzwingen, die derzeit in den Händen ungari- 
scher Museen sind. Nach einem Bericht der "New York 
Times" reichten die Erben am Dienstag vor einem Be- 
zirksgericht in Washington Klage gegen die Regierung 
in Budapest sowie mehrere staatliche ungarische Mu- 
seen ein. Die Kläger und ihre Anwälte fordern zugleich 
von der ungarischen Regierung eine Auflistung aller 
Kunstwerke aus der Sammlung der Herzog-Familie in 
ihrem Besitz. Baron Herzog besaß eine fast 2500 
Kunstwerke umfassende Sammlung, die während des 
Zweiten Weltkriegs zu einem Großteil von den National- 
sozialisten konfisziert wurde. Viele der Werke hängen 
bis heute in den ungarischen Museen, ein Teil davon 
landete dort erst nach ihrer Rückgabe an Ungarn. Ihr 
Wert wird laut "New York Times" auf mehr als 100 Mil- 
lionen Dollar geschätzt".
Volltext:http://www.spiegel.de/kultur/gesellschaft/0.1518
.708969.00.html.

"Teilerfolg im Raubkunststreit”: Die WELT über 
Deutsches Kunstarchiv im Germanischen National- 
museum
Beigesteuert von Weller 
Friday, 30. July 2010

Stefan Koldehoff in der WELT v. 29.07.2010 schreibt: 
"Seit Mitte der Siebzigerjahre lagen die Unterlagen 
schon im Archiv des Germanischen Nationalmuseums 
in Nürnberg: Lagerbücher und Kundenkarteien, Korre- 
spondenzordner und ein Fotoarchiv, die ein Stück deut- 
scher Geschichte erzählen. Es ist die Geschichte der 
Galerie Heinemann, die in Kaiserreich, Weimarer Repu- 
blik und Nationalsozialismus zu den erfolgreichsten 
Kunsthandlungen in Deutschland zählte - vor allem mit 
jenen konservativen Genrebildern des 19. Jahrhun- 
derts, die sich bürgerliche Sammler gern übers Bieder- 
meiersofa hingen. Zu den Kunden der Galerie Heine- 
mann zählten viele Juden. Deren Sammlungen wurden 
nach 1933 beschlagnahmt, enteignet, gestohlen und 
blieben bisher verschwunden. Wenn also heute das 
Deutsche Kunstarchiv im Germanischen Nationalmuse-

um ankündigt, dass ab sofort alle Geschäftsunterlagen 
der Galerie Heinemann für jeden kostenlos im Internet 
einzusehen sind, ist das tatsächlich ein großer Tag: 
Sammlererben können künftig problemlos nach ihrem 
verschollenen Eigentum suchen und Museen die Bilder 
aus ihren Beständen auf Unbedenklichkeit 
überprüfen. ..."
Volltext:http://www.welt.de/die-welt/kultur/artic-
le8703471/Teilerfolg-im-Raubkunststreit.html.

"Der Fluch der bösen Tat" - die ZEIT über die Stif- 
tung Leopold und "Wally"
Beigesteuert von Weller 
Friday, 30. July 2010

Alfred Noll schreibt in Zeit-Online v. 29.07.2010:
"Nach dem Tod des Patriarchen Rudolf Leopold kam 
überraschend schnell Bewegung in den seit zwölf Jah- 
ren schwelenden Konflikt um die einst in der NS-Zeit 
geraubten Gemälde von Egon Schiele, die einen Weg 
in die Sammlung Leopold gefunden hatten. Zu Beginn 
der Woche kam das bis dahin in New York beschlag- 
nahmte Gemälde Bildnis Wally wieder frei“; die Stiftung 
Leopold verpflichtete sich in einem Vergleich dazu, die 
Erben der ursprünglichen Besitzerin mit 14,8 Millionen 
Euro abzufinden. Diethard Leopold, der Sohn des 
Sammlers, schlug nun im Fall des zweiten umstrittenen 
Schiele-Bildes Häuser am Meer eine ähnliche Lösung 
vor: Das einst geraubte Gemälde soll an die Erben 
nach Jenny Steiner unter der Bedingung zurückgege- 
ben werden, dass es anschließend versteigert und der 
Versteigerungserlös zwischen dem Leopold Museum 
und den Erben geteilt wird. Dieser Vorschlag stieß so- 
fort auf heftigen Widerspruch der Israelitischen Kultus- 
gemeinde. Er sei »geschmacklos«, behauptete deren 
Präsident. Ist dem tatsächlich so? ..."
Volltext: http://www.zeit.de/2010/31/A-Raubkunst.

Video-Kolumne von Joachim Kaiser: "Darf man 
Opern verfremden?"
Beigesteuert von Weller 
Wednesday, 4. August 2010

Passend zum theaterrechtlichen Themenschwerpunkt 
des kommenden IV. Heidelberger Kunstrechtstags am 
01. Oktober 2010 erscheint eine Videokolumne von 
Joachim Kaiser zu den Grenzen des Regietheaters für 
die Operninszenierung in der Süddeutschen Zeitung: 
http://sz-
magazin.sueddeutsche.de/texte/anzeigen/34128.

http://www.spiegel.de/kultur/gesellschaft/0,1518,708969,00.html
http://www.spiegel.de/kultur/gesellschaft/0,1518,708969,00.html
http://www.welt.de/die-welt/kultur/article8703471/Teilerfolg-im-Raubkunststreit.html
http://www.welt.de/die-welt/kultur/article8703471/Teilerfolg-im-Raubkunststreit.html
http://www.zeit.de/2010/31/A-Raubkunst
http://sz-magazin.sueddeutsche.de/texte/anzeigen/34128
http://sz-magazin.sueddeutsche.de/texte/anzeigen/34128
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Kunstschäden
Beigesteuert von Kemle 
Wednesday, 18. August 2010

Axel Beyer berichtet in seinem Artikel " Kunstschäden" 
über Gedanken, die ihm im Laufe der Jahre in Betreff 
auf Kunstversicherungen kamen. So berichtet er u.a. 
über eigenwillige Kunstransporte im Regen, Hängung 
von Bildern in Garagen und verbogenen Löffeln. Ein 
wunderbarer Beitrag von Herrn Beyer, vielleicht und ge- 
rade auch im Vorfeld unseres 4. Kunstrechtstags zu 
dem Thema Kunst auf Reisen und Versicherungen. Der 
Artikel wurde im Sammler Journal Mai 2010 auf S. 
20/21 veröffentlicht.

Vize-Kulturminister nach Kunstraub in Kairo festge- 
nommen
Beigesteuert von Kemle 
T uesday, 24. August 2010

Zwei Tage nach dem Diebstahl eines Van-Gogh-Ge- 
mäldes aus einem Kairoer Museum hat die Staatsan- 
waltschaft den stellvertretenden Kulturminister festneh- 
men lassen. Mohsen Schalaan und vier Wachleuten 
werde Nachlässigkeit und Pflichtverletzung vorgewor- 
fen, berichtete die amtliche ägyptische Nachrichten- 
agentur MENA am Montag.
Quelle: ad-hoc-news, Link:http://www.ad-hoc- 
news.de/vize-kulturminister-nach-kunstraub-in-kairo-
festgenommen/de/News/21561967.

"Wally" im Leopold Museum
Beigesteuert von Kemle 
T uesday, 24. August 2010

Egon Schieles gemaltes Porträt von Wally Neuzil ist 
heute von der Witwe des Sammlers Rudolf Leopold, Eli- 
sabeth, im Leopold Museum der Öffentlichkeit präsen- 
tiert worden. Quelle und vollständiger Artikel: derstan- 
dard.at, Link:http://derstandard.at/1282273385980/Ne- 
walds-Photoblog-Wally-im-Leopold-Museum.

Prozess um Tiepolo im Landesmuseum Hannover: 
gutgläubiger (Besitz-) Erwerb?
Beigesteuert von Weller 
Wednesday, 1. September 2010

Die Hannoversche Allgemeine Zeitung berichtet am 
31.08.2010 über die alsbald bevorstehende Berufungs- 
entscheidung des OLG Celle über den Erwerb eines 
Tiepolo-Gemäldes durch das Landesmuseum Hanno- 
ver. Die Kläger werden in der Berufung, so der Bericht, 
von IFKUR-Beirat RA Prof. Dr. Peter Raue vertreten: 
"Das Oberlandesgericht Celle wird sich am Mittwoch mit 
einem Fall beschäftigen, bei dem der Verdacht der Ver- 
letzung der „Sorgfaltspflicht“ durch das Niedersächsi- 
sche Landesmuseum Hannover im Raum steht. Es geht 
um ein wertvolles Gemälde des venezianischen Roko- 
komeisters Giovanni Battista Tiepolo (1696 - 1770). 
Das 48 mal 29 Zentimeter große Werk mit dem Titel 
„Die Wunderheilung des zornigen Sohnes“ wurde 1985

unter, gelinde gesagt, abenteuerlichen Umständen vom 
damaligen Oberkustos der Landesgalerie, Meinolf Trud- 
zinski, in Paris für das Land Niedersachsen gekauft". 
Der Kustos hatte den diskreten Hinweis erhalten, dass 
das Werk aus Adelsbesitz zum Verkauf anstehe. Er 
stieß in Paris auf eine Dame mit dem klingenden Na- 
men Madame Grati Baroni de Piqueras - in Kunst- 
händlerkreisen eine gänzlich Unbekannte. Der Kustos 
durfte das in einem Safe liegende Werk kurz besichti- 
gen, Exportpapiere konnte die Dame für das italieni- 
sche Meisterwerk nicht vorweisen. Der Kustos kaufte 
trotzdem. Es war mit 330.000 Mark ein Schnäppchen. 
Die Mittel kamen aus der Stiftung des Kommerzienrats 
Georg Spiegelberg. Dann brachte Trudzinski das Werk 
in einer Plastiktüte am Zoll vorbei nach Deutschland. 
Das behauptet jedenfalls der Berliner Anwalt Peter 
Raue. Er vertritt die Familie Ferrari di Valbona, in deren 
Besitz das Gemälde war, bis es 1979 aus einem Pari- 
ser Apartment gestohlen wurde. Gut 15 Jahre hing der 
Tiepolo in Hannover, ohne dass ein Schatten auf das 
Bild fiel. 2001 meldete sich der Anwalt der Familie Fer- 
rari di Valbona, Gabriele Crespi Reghizzi, beim Landes- 
museum. Am 11. Januar 2007 wies das Landgericht 
Hannover die Klage in erster Instanz zurück. Zwar hatte 
ein Gutachter, Prof. Jan Kelch von der Berliner Gemäl- 
degalerie, eine Verletzung der Sorgfaltspflicht in zwei 
Punkten festgestellt, bei der „Risikobereitschaft im Um- 
gang mit der Händlerin“ sowie den Exportformalitäten. 
Diese seien vom Museum „als Problemstellung nicht im 
Ansatz begriffen“ worden. Doch das Gericht vertrat die 
Ansicht, der Kauf sei „gutgläubig“ erfolgt und der Fall 
verjährt. Die italienische Familie legte daraufhin Beru- 
fung ein. Nun wird das Oberlandesgericht in Celle neu 
darüber entscheiden. Der Staranwalt Peter Raue ist zu- 
versichtlich, dass seine Mandanten recht bekommen. 
Wenn das geschehen sollte, müsste das Landesmuse- 
um das Werk mit einem Wert im hohen sechsstelligen 
Euro-Bereich herausgeben"
.Volltext: http://www.haz.de/Nachrichten/Kultur/Ueber- 
sicht/Landesmuseum-Hannover-koennte-Tiepolo-Ge-
maeldeverlieren.
Vgl. ferner http://www.museum-security.org/?p=176.

Teures Gemälde in durchzechter Nacht verschwun- 
den
Beigesteuert von Kemle 
Tuesday, 7. September 2010

Die Zeitschrift krone.at berichtet:
Das kuriose Verschwinden eines Gemäldes unterhält 
derzeit die New Yorker Kunstszene. Während einer 
durchzechten Nacht verliert ein Kunsthändler ein 1,35 
Millionen Dollar teures Bild in einer Bar. Daraufhin zeigt 
die Besitzerin des Kunstwerks den verkaterten Pechvo- 
gel an. Jetzt stellte sich heraus: Möglicherweise hat ihr 
eigener Lebesgefährte das Gemälde gestohlen. Der 
ehemalige Kunstdieb ist in Haft. Und sogar das FBI er- 
mittelt inzwischen.

http://www.ad-hoc-news.de/vize-kulturminister-nach-kunstraub-in-kairo-festgenommen/de/News/21561967
http://www.ad-hoc-news.de/vize-kulturminister-nach-kunstraub-in-kairo-festgenommen/de/News/21561967
http://www.ad-hoc-news.de/vize-kulturminister-nach-kunstraub-in-kairo-festgenommen/de/News/21561967
http://derstandard.at/1282273385980/Newalds-Photoblog-Wally-im-Leopold-Museum
http://derstandard.at/1282273385980/Newalds-Photoblog-Wally-im-Leopold-Museum
http://www.haz.de/Nachrichten/Kultur/Uebersicht/Landesmuseum-Hannover-koennte-Tiepolo-Gemaeldeverlieren
http://www.haz.de/Nachrichten/Kultur/Uebersicht/Landesmuseum-Hannover-koennte-Tiepolo-Gemaeldeverlieren
http://www.haz.de/Nachrichten/Kultur/Uebersicht/Landesmuseum-Hannover-koennte-Tiepolo-Gemaeldeverlieren
http://www.museum-security.org/?p=176
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Vollständiger Artikel und Quelle: 
http://www.krone.at/Nachrichten/Teures Gemaelde in
durchzechter Nacht verschwunden-
Posse in New York-Storv-219130.

Salzburg restituiert Raubkunst-Gemälde von Mori- 
sot
Beigesteuert von Kemle 
Tuesday, 7. September 2010

Die kleinezeitung.at berichtet:
Das Land Salzburg wird ein von den Nazis 1940 ge- 
raubtes Bild der französischen Malerin Berthe Morisot 
(eine Schwägerin Edouard Monets) restituieren. Das 
kündigte am Montag Kulturreferent LHStv. David Bren- 
ner an. Die Nazis hatten das Gemälde "Jeanne Pontil- 
lon a la capeline" aus der Sammlung der Familie David- 
Weill beschlagnahmt. Das Rupertinum hatte es 1977 
ersteigert. Damals war in der Fachwelt bereits bekannt, 
dass es sich hier um einen Fall von Raubkunst handelt. 
Auch wenn derzeit noch nicht ganz klar sei, ob die 
Rückgabe rechtlich überhaupt verpflichtend sei, gebe 
es jedenfalls eine "Verpflichtung im Sinne der histori- 
schen Gerechtigkeit". Denn es bestehe kein Zweifel, 
"dass es sich hier um Raubkunst handelt", so Brenner. 
Die Restitution sei mit dem Koalitionspartner ÖVP be- 
reits abgestimmt. Derzeit werde noch geprüft, ob bei ei- 
ner Rückgabe mögliche Forderungen Dritter gegenüber 
dem Land entstehen können, vor allem aber gelte es 
jetzt, die Erben ausfindig zu machen und zu informie- 
ren. Derzeit wird das Gemälde im Depot des Museums 
der Moderne in Salzburg aufbewahrt. 
Quelle:http://www.kleinezeitung.at/nachrichten/kultur/24 
70455/salzburg-restituiert-raubkunst-gemaelde-mori-
sot.storv

Herr Jägers und die Sammler
Beigesteuert von Kemle 
Thursday, 9. September 2010

Die Süddeutsche Zeitung hat am 3. September 2010 in 
einem ganzseitigen Artikel über einen größeren Fäl- 
schungsskandalberichtet, welcher die Kunstszene bis 
ins Mark erschüttern könnte. Den Angaben zufolge 
kann mit einem Gesamtschaden in einer hohen zwei- 
stelligen Millionenhöhe gerechnet werden, 18 Jahre 
nach dem Tod des angeblichen Sammlers. Alle Gemäl- 
de aus der "Sammlung Jägers" galten beiihrem Auftau- 
chen als Sensationsfund, denn kaum eins war der 
Fachwelt vorher bekannt. Sie kamen nach dem Tod Jä- 
gers in Auktionshäuser wie Christies und in bekannte 
Galerien. Viele Experten haben an die Echtheit ge- 
glaubt, weshalb es nun nicht nur um Geld, sondern 
auch um den Ruf geht. Auch Anwälte sind beteiligt. IF- 
KUR - Mitglied Friederie Gräfin von Brühl vertritt einen 
Käufer ud teilt mit, dass die Polizei von einem groß an- 
gelegten Fälscherskandal ausgehen würde. Karl-Sax 
Feddersen, Justitiar des Kunstauktionshauses Lem- 
pertz, ebenfalls IFKUR-Mitglied, spricht davon, dass 
ihm in der Gesamtschaumulmig wird und Jägers wahr- 
scheinlich kein sehr aktiver Sammler war. Quelle und

gesamter Artikel: Süddeutsche Zeitung, 03.09.2010, S.
3.

Beutekunst zurück in Pirmasens
Beigesteuert von Weller 
Friday, 10. September 2010

3Sat berichtet in seiner Internet-Ausgabe vom 09. Sep- 
tember 2010: "In den Wirren am Ende des Zweiten 
Weltkriegs stahl ein amerikanischer Soldat elf Gemälde 
und nahm sie mit nach Amerika - nach 65 Jahren sind 
die Kunstwerke jetzt wieder in Pirmasens. Der US-Bot- 
schafter in Deutschland, Philip D. Murphy, übergab die 
Bilder des Pirmasenser Malers Heinrich Bürkel sowie 
von Philipp Fix und Alois Broch am 9. September 2010 
an die Stadt. Mit dabei war die Großnichte des inzwi- 
schen gestorbenen US-Soldaten. Sie hatte die Bilder 
geerbt und sich mit der Rückgabe der Beutekunst ein- 
verstanden erklärt. Die Werke sollen nun restauriert 
werden. Sie haben nach Angaben der Stadt einen Wert 
von 188.000 Euro".

"Ownership isn't everything!" - zur wachsenden Be- 
deutung von Leihgaben für moderne Museen
Beigesteuert von Weller 
Wednesday, 29. September 2010

"Art museums maintain that the ongoing acquisition of 
new objects is the crux of their mission, and that all their 
other activities stem primarily from additions to the per- 
manent collection. But there are three primary reasons 
to question that orthodoxy today, hinging on ethics, 
cost, and scarcity", so Maxwell Anderson in The Art- 
NewsPaper vom 29. September 2010. Die Zukunft des 
Museums liegt also im Leihverkehr.
Volltext:
http://www.theartnewspaper.com/articles/Ownership
%20isn%E2%80%99t%20everything%E2%80%94The
%20future%20will%20be%20shared/21425.

Richard Evans on "Looted Art and Its Restitution"
Beigesteuert von Weller 
Wednesday, 4. August 2010

Der neue Präsident des Wolfson College, Cambridge, 
UK, und Historiker Professor Richard Evans hat seine 
Antrittsrede zum Thema 'Looted art and its restitution: 
moral and cultural dilemmas for the twenty-first century' 
gehalten, welche unter 
http://www.wolfson.cam.ac.uk/lee-lecture/
abgerufen werden kann.

Symposium "Kunst handeln - Kunst Sammeln" in 
Wien: Call for Papers
Beigesteuert von Weller 
Saturday, 28. August 2010

Symposium „Kunst sammeln - Kunst handeln“: Call for 
papers

http://www.krone.at/Nachrichten/Teures_Gemaelde_in_durchzechter_Nacht_verschwunden-Posse_in_New_York-Story-219130
http://www.krone.at/Nachrichten/Teures_Gemaelde_in_durchzechter_Nacht_verschwunden-Posse_in_New_York-Story-219130
http://www.krone.at/Nachrichten/Teures_Gemaelde_in_durchzechter_Nacht_verschwunden-Posse_in_New_York-Story-219130
http://www.kleinezeitung.at/nachrichten/kultur/2470455/salzburg-restituiert-raubkunst-gemaelde-morisot.story
http://www.kleinezeitung.at/nachrichten/kultur/2470455/salzburg-restituiert-raubkunst-gemaelde-morisot.story
http://www.kleinezeitung.at/nachrichten/kultur/2470455/salzburg-restituiert-raubkunst-gemaelde-morisot.story
http://www.theartnewspaper.com/articles/Ownership%20isn%E2%80%99t%20everything%E2%80%94The%20future%20will%20be%20shared/21425
http://www.theartnewspaper.com/articles/Ownership%20isn%E2%80%99t%20everything%E2%80%94The%20future%20will%20be%20shared/21425
http://www.theartnewspaper.com/articles/Ownership%20isn%E2%80%99t%20everything%E2%80%94The%20future%20will%20be%20shared/21425
http://www.wolfson.cam.ac.uk/lee-lecture/
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Veranstalter: Kommission für Provenienzforschung,
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur,
Wien, Österreich
Datum: 23. bis 25. März 2011
Ort: Wien
Deadline: 1. Oktober 2010
Seit 1998 untersuchen die Mitglieder der Kommission 
für Provenienzforschung des österreichischen Bundes- 
ministeriums für Unterricht, Kunst und Kultur in Wien 
die Provenienzen der in den Bundesmuseen und 
Sammlungen befindlichen Objekte gemäß den Kriterien 
des österreichischen Kunstrückgabegesetzes von 1998. 
Als besonderes Desiderat erwies sich in diesem Zu- 
sammenhang die Erforschung der Rolle des mitteleuro- 
päischen Kunsthandels. Es kann inzwischen als Tatsa- 
che gelten, dass der Kunsthandel tief in den nationalso- 
zialistischen Kunst und Kulturgutraub verstrickt gewe- 
sen ist &ndash; der wiederum als Teil der nationalsozia- 
listischen Verfolgungs-, Vertreibungs- und schließlich 
Vernichtungspolitik betrachtet werden muss. Kunst- und 
Antiquitätenhandlungen sowie Antiquariate in jüdischem 
Eigentum wurden arisiert, entzogen oder zwangsweise 
aufgelöst, Warenbestände veräußert und Sammlungen 
zerschlagen. Verfolgte Jüdinnen und Juden sahen sich 
gezwungen, privaten Kunstbesitz und Bibliotheken weit 
unter dem tatsächlichen Wert an HändlerInnen regel- 
recht zu verschleudern, um ihre Flucht oder diskriminie- 
rende Steuern bezahlen zu können. Der Kunsthandel 
zählte zu den großen Profiteuren dieser gewaltsamen 
rassistischen Umverteilungsmaßnahmen. Ziel der ge- 
planten Tagung ist es, die Schlüsselrolle des Kunsthan- 
dels in diesem Prozess zu beleuchten und den Voraus- 
setzungen bzw. denFolgen dieser Entwicklungen bis 
zur Gegenwart nachzuspüren.Aus diesem Grund veran- 
staltet die Kommission für Provenienzforschung ein in- 
ternationalesSymposium, das von 23. bis 25. März 
2011 in Wien stattfinden wird. Internationalen Wissen- 
schaftlerInnen soll die Möglichkeit geboten werden, ak- 
tuelle Forschungsarbeiten und neueForschungsansätze 
zu den Themenbereichen „Kunst sammeln - Kunst han- 
deln“ zu präsentieren und im Rahmen eines wissen- 
schaftlichen Austausches zu diskutieren.
Zentrale Themenfelder sind:
1. Der europäische Kunsthandel und Kunstsammlungen 
in den 1920er und -30er Jahren
- Entstehung von Sammlungen / Prozesse des Kunst- 
sammelns
- Netzwerke und Akteure: Künstlerlnnen - Sammlerln- 
nen - Kunsthändlerlnnen - Antiquariate - Museen
2. Transformation des europäischen Kunsthandels und 
der Kunstsammlungen in den 1930er und -40er Jahren
- Enteignung, Arisierung, Eigentumsveränderungen
- Die Rolle des Kunsthandels im Kontext der nationalso- 
zialistischen Kunstpolitik und des nationalsozialisti- 
schen Vermögensentzugs: Opfer, Akteurlnnen, Profi- 
teurlnneno Veränderung von Netzwerken
- Die Rolle der Reichskulturkammer, der Vermögens- 
verkehrsstelle, der Denkmalbehörden, des Dorotheums, 
etc.

- Die Rolle des europäischen Kunsthandels für die NS- 
Sammlungspolitik(„Sonderauftrag Linz“;“Sammelwahn“ 
der NS-Elite, Braunes Haus, Obersalzberg etc.)
- Spannungsfeld „Altreich“ - „Ostmark“; Sonderentwick- 
lungen, Ausfuhrverbotsgesetz, der Umgang mit „entar- 
teter Kunst“, Machtkampf zwischen österreichischen 
und deutschen Kunsthändlern am österreichischen 
Kunstmarkt ab März 1938
- Situation des Kunsthandels und der Kunstsammlun- 
gen in den vom Deutschen Reichbesetzten Ländern 
und den Satellitenstaaten
- Ökonomie und Ästhetik - Devisenbeschaffung, Veräu- 
ßerung von beschlagnahmten Werken durch die NS- 
Führung zum Zweck der Devisenbeschaffung, Kontinui- 
tät der Kontakte exilierter und vertriebener Kunsthänd- 
lerlnnen
- Veränderung des europäischen Kunstmarktes durch 
die Verbringung von Sammlungen ins Ausland; Flucht 
und Exil von Kunstsammlerlnnen undKunsthändlerln- 
nen
3. Kunsthandel und Kunstsammlungen nach 1945
- Kontinuitäten und Brüche
- Netzwerke
- Rückstellungen und Entschädigung
Einreichung: Papers sollen als vollständiges Panel ein- 
gebracht werden, können aber auch Einzeleinreichun- 
gensein. Bei Paneleinreichungen soll auf eine ge- 
schlechterparitätische Zusammensetzung geachtet wer- 
den. Zusammensetzung der Panels:- Jedes Panel be- 
steht aus 3 Vortragenden.- Die Moderatorlnnen/Chairs 
sollten von den Einreicherlnnen vorgeschlagen werden; 
wenn nicht, werden diese von den Veranstalterlnnen 
benannt.
Struktur der Panels:
- Vorträge: jeweils 25 Minuten, Kommentar: 10 Minuten, 
Schlussdiskussion: 25 Minuten.
Konferenzsprachen werden Deutsch und Englisch sein, 
wobei es keine Übersetzung geben wird.
Einreichungen müssen bis spätestens 1. Oktober 2010 
erfolgen
Einzureichen ist pro Vortrag ein Abstract im Umfang 
von 800 Wörtern. Bei Paneleinreichungen muss eine 
Kurzbeschreibung des Panel-Themas im Umfang von 
400 Wörtern hinzugefügt werden sowie Kurz-CVs pro 
Referentln (maximal 300 Wörter).
Eine Publikation der Vorträge ist im Rahmen der Schrif-
tenreihe der Kommission für Provenienzforschung vor-
gesehen. Kontakt und Übersendung der Unterlagen an:
Mag.a Anita STELZL-GALLIAN
Kommission für Provenienzforschung des Bundesminis-
teriums für Unterricht, Kunst und Kultur
c/o Bundesdenkmalamt
A-1010 Wien, Hofburg, Säulenstiege
Tel.: +43-1 53 4 15-165
Fax: +43-1 53 4 15-5270
e-mail: provenienzforschung@bda.at

mailto:provenienzforschung@bda.at
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Candida mit der Plakette 
Öl auf Leinwand, um 1905 

85 x 63 cm 
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Für IFKUR-Mitglieder nur € 30.- statt € 59.- 
(Bestellung an info@ifkur.de):
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